
Informationen nach der VVG-Informationspflichtenverordnung 
(VVG-InfoV) 

Wir haben Ihnen gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) in Verbindung mit § 1 VVG-InfoV folgende Informationen 
zur Verfügung zu stellen: 

Informationen zum Versicherer 
Name: 
ladungsfähige Anschrift: Rechtsform: 
Sitz: 
Handelsregister: 
Registernummer: 
Vorstand: 

Vorsitzender des Aufsichtsrats: 
Hauptgeschäftstätigkeit: 

Baloise Sachversicherung AG Deutschland 
Basler Straße 4, 61352 Bad Homburg v. d. Höhe 
Aktiengesellschaft 
Bad Homburg v. d. Höhe 
Handelsregister des Amtsgerichts Bad Homburg v. d. Höhe HRB 
9357 
Dr. Jürg Schiltknecht (Vorsitzender des Vorstands), Manuela 
Moog, Julia Wiens, Christoph Willi 
Andreas Burki 
Versicherungsgeschäft 

Informationen zur angebotenen Leistung 
Allgemeine Versicherungsbedingungen einschließlich Tarifbestimmungen, die für das Versicherungsverhältnis gelten 
Dem Vertrag liegen die Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die Tarifbestimmungen und Sondervereinbarungen zugrunde, die 
im Angebot bzw. Antrag genannt werden. 

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 
Die wesentlichen Merkmale, wie z.B. Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers, bestimmen sich aus den im 
Antrag bzw. Versicherungsschein genannten Allgemeinen Versicherungsbedingungen, den Tarifbestimmungen, Sondervereinbarungen 
sowie dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

Gesamtpreis der Versicherung 
Die Höhe der einzelnen Prämien, die zu entrichtende Gesamtprämie einschließlich der gesetzlichen Versicherungsteuer und der Zeitraum, 
für den die Prämie zu zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein ausgewiesen. 

Zusätzliche Kosten 
Nebengebühren und Kosten (außer den gesetzlichen Abgaben, Mahngebühren sowie den Kosten bei Nichteinlösung des SEPA-
Lastschriftverfahrens) werden nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Telekommunikationsgebühren anfallen, die über die normalen 
Telefonkosten hinausgehen, werden diese bei der jeweiligen Telefonnummer angegeben. 

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämie 
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des 
vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Ist die Zahlung der Jahresprämie in 
Raten vereinbart, gilt als erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jahresprämie. Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig. Es gilt die im Antrag genannte Zahlweise. 

Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung, gestellten Informationen 
Die zur Verfügung gestellten Informationen, insbesondere die im Angebot bzw. Antrag gemachten Angaben zu 
Versicherungsumfang und Prämienhöhe, behalten Gültigkeit für drei Monate ab Angebotsabgabe, es sei denn, die 
Gültigkeitsdauer wird im Angebot oder Antrag abweichend bestimmt. 

Informationen zum Vertrag 
Zustandekommen des Vertrages 
Der Vertrag mit uns kommt zustande, wenn wir den von Ihnen gestellten Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrages annehmen. 
Dies geschieht, indem wir Ihnen den Versicherungsschein oder eine ausdrückliche Annahmeerklärung übersenden und dieser/
diese Ihnen zugeht. Der Versicherungsschutz beginnt mit Einlösung des Versicherungsscheines durch Zahlung der Prämie und der 
Versicherungsteuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt. Soll der Versicherungsschutz schon vor Einlösung des 
Versicherungsscheines beginnen (vorläufige Deckung), bedarf es einer besonderen Zusage des Versicherers oder der hierzu 
bevollmächtigten Personen. 

Widerruf 
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) 
widerrufen.
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen

• der Versicherungsschein,

• die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen
Versicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarifbestimmungen,

• die Widerrufsbelehrung,



• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten,

• und diese Informationen nach der VVG-Informationspflichtenverordnung jeweils

in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 

Qualitypool GmbH 

 Am Pfaffenfleck 15 

95448 Bayreuth 

Telefaxnummer: 0921/7644620 

E-Mail-Adresse: info@asc-online.de

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet: 

Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, x 1/360 der Jahresprämie. 

Die Höhe der Jahresprämie entnehmen Sie bitte dem Antrag bzw. Ihrer individuellen Vertragsinformation. Der Versicherer hat 
zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten. 

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich 
des Versicherungsvertrages wirksam ausgeübt, so sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag 
zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem 
widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung 
zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Versicherer vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Vertragslaufzeit 
Die Laufzeit des Vertrages entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er 
sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir den Vertrag nicht spätestens einen Monat vor dem Ende der 
Vertragslaufzeit kündigen. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, können Sie diesen bereits zum Ende des dritten Jahres 
kündigen. Beachten Sie auch hier, dass uns Ihre Kündigung hierbei einen Monat vor Ablauf der ersten drei Jahre Ihrer 
Vertragslaufzeit zugehen muss. Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

Beendigung des Vertrages 
Der Vertrag kann von beiden Parteien stets zum Ablauf der Laufzeit gekündigt werden. Die Kündigung muss dem jeweils anderen 
Vertragspartner einen Monat vor Ablauf vorliegen. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum 
Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres vom Versicherungsnehmer gekündigt werden; die Kündigung muss dem 
Vertragspartner spätestens einen Monat vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein. Im Übrigen besteht 
auch ein Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers bei einer Beitragserhöhung und im Versicherungsfall. Einzelheiten können 
Sie den Allgemeinen Versicherungsbedingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon unberührt. 

Anwendbares Recht 

Es gilt deutsches Recht. 

Sprache 
Die Vertragssprache ist deutsch. 

Außergerichtliche Rechtsbehelfe und Beschwerdemöglichkeiten; zuständige Aufsichtsbehörde 
Wenn Sie mit einer unserer Entscheidungen nicht zufrieden sind oder eine Verhandlung mit uns nicht zu dem von Ihnen gewünschten 
Ergebnis geführt hat, können Sie sich als Verbraucher auch an die Verbraucherschlichtungsstelle Versicherungsombudsmann 
e.V. wenden, wobei die Verfahrensordnung des Versicherungsombudsmanns zu beachten ist. Den Versicherungsombudsmann können
Sie über folgende Wege erreichen:

Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 
Telefon: 0800 3696000 (kostenfrei) 
Telefax: 0800 3699000 (kostenfrei) 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
weitere Kontaktinformationen: www.versicherungsombudsmann.de

Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt. Mit Beschwerden über die Baloise Sachversicherung AG 
Deutschland können Sie sich auch an die für uns zuständige Aufsichtsbehörde wenden. 
Wir unterliegen der Aufsicht durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 
53117 Bonn oder Postfach 1253, 53002 Bonn. 

mailto:info@asc-online.de


§ 1  Versicherte und nicht versicherte Sachen 

1.  Beschreibung des Versicherungsumfangs 

 Versichert sind die in dem Versicherungs­
schein bezeichneten Gebäude mit ihren
Gebäudebestandteilen und Gebäudezu­
behör einschließlich unmittelbar an das
Gebäude anschließender Terrassen auf
dem im Versicherungsschein bezeichne­
ten Versicherungsgrundstück. 

 Weiteres Gebäudezubehör sowie wei­
tere Grundstücksbestandteile sind nur
aufgrund besonderer Vereinbarung versi­
chert.

2.  Definitionen

a)  Gebäude im Sinne dieser Regelungen
sind mit dem Erdboden verbundene
Bauwerke, die der überwiegenden
Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt
sind und gegen äußere Einflüsse
schützen können.

b)  Gebäudebestandteile sind in ein Ge­
bäude eingefügte Sachen, die durch
ihre feste Verbindung mit dem Ge­
bäude ihre Selbständigkeit verloren
haben. Dazu gehören auch Einbau­
möbel bzw. Einbauküchen, die indivi­
duell für das Gebäude raumspezifisch 
 geplant und gefertigt sind.

c)  Gebäudezubehör sind bewegliche Sa­
chen, die sich im Gebäude befinden
oder außen am Gebäude angebracht
sind und der Instandhaltung bzw. über­
wiegenden Zweckbestimmung des ver­
sicherten Gebäudes dienen. Als Ge­
bäudezubehör gelten ferner Müllboxen 
sowie Klingel­ und Brief kastenanlagen
auf dem Versicherungsgrundstück. 

d)  Als Grundstücksbestandteile gelten
die mit dem Grund und Boden des
Versicherungsgrundstücks fest ver­
bundenen Sachen.

e)  Versicherungsgrundstück ist das Flur­
stück/sind die Flurstücke, auf dem
das versicherte Gebäude steht (Ver­
sicherungsort). Teilen sich mehrere
Gebäude ein Flurstück, so gilt als
Versicherungsort derjenige Teil des
Flurstücks, der durch Einfriedung oder 
anderweitige Abgrenzung dem/den
im Versicherungsschein bezeichneten 
Gebäude(n) ausschließlich zugehörig
ist.

3. Ausschlüsse

a)  Nicht versichert sind in das Gebäude
nachträglich eingefügte – nicht aber
ausgetauschte – Sachen, die ein Mie­
ter oder Wohnungseigentümer auf
seine Kosten beschafft oder übernom­
men hat und daher hierfür die Gefahr
trägt. Eine anderweitige Vereinbarung
über die Gefahrtragung ist vom Versi­
cherungsnehmer nachzuweisen.

b)  Elektronisch gespeicherte Daten und
Programme sind keine Sachen. Kos­
ten für die Wiederherstellung von
elektronisch gespeicherten Daten und 
Programmen sind nur versichert, so­
weit dies gesondert im Versicherungs­
vertrag vereinbart ist.

§ 2  Versicherte Kosten 

1.  Versichert sind die infolge eines Versiche­
rungsfalles (siehe § 4) notwendigen und
tatsächlich angefallenen Kosten

a)  für das Aufräumen und den Abbruch
versicherter Sachen (siehe § 1), für
das Wegräumen und den Abtrans­
port von Schutt und sonstigen Resten
dieser Sachen zum nächsten Ablage­
rungsplatz und für das Ablagern und
Vernichten (Aufräumungs­ und Ab­
bruchkosten), 

b)  die dadurch entstehen, dass zum
Zweck der Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung versicherter Sachen
(siehe § 1) andere Sachen bewegt,
verändert oder geschützt werden
müssen (Bewegungs­ und Schutzkos­
ten),

c)  für provisorische Reparaturmaßnah­
men, wenn zum Schutz versicherter
Sachen (siehe § 1), bis zur Wiederher­
stellung der endgültigen Schutz­ und
Sicherungseinrichtungen, Öffnungen
vorläufig ver schlossen werden müssen 
(z. B. Notverschalungen, Notverglasun­
gen) oder versicherte Sachen beschä­
digt wurden und eine endgültige Repa­
ratur noch nicht möglich ist. Die Kosten 
werden nur ersetzt, soweit keine oder
keine ausreichende Entschädigung
über eine Hausratversicherung erlangt
werden kann (Subsidiärdeckung)

2.  Die Entschädigung für versicherte Kosten
gemäß Nr. 1 a) bis c) ist auf 100.000 EUR  
begrenzt. 

§ 2a  Kosten für die Abwendung, Minderung 
und Ermittlung des Schadens

1.  Aufwendungen zur Abwendung und
 Minderung des Schadens

a)   Versichert sind Aufwendungen, auch
erfolglose, die der Versicherungsneh­
mer bei Eintritt des Versicherungsfal­
les den Umständen nach zur Abwen­
dung und Minderung des Schadens
für geboten  halten durfte oder die er
auf Weisung des Versicherers macht.

b)   Macht der Versicherungsnehmer Auf­
wendungen, um einen unmittelbar
bevorstehenden Versicherungsfall
abzuwenden oder in seinen Auswir­
kungen zu mindern, geltend, so leis­
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tet der Versicherer Aufwendungser­
satz nur, wenn diese Auf wendungen 
bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhält­
nismäßig und erfolgreich waren oder 
die Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers erfolgten.

c)  Ist der Versicherer berechtigt, seine
Leis tung zu kürzen, kann er auch den
Aufwendungsersatz nach a) und b)
entsprechend kürzen.

d)   Der Ersatz dieser Aufwendungen und
die Entschädigung für versicherte Sa­
chen betragen zusammen höchstens
die Versicherungssumme je verein­
barter Posi tion; dies gilt jedoch nicht, 
soweit Aufwendungen auf Weisung
des Versicherers entstanden sind.

e)  Nicht versichert sind Aufwendungen
für Leistungen der Feuerwehr oder
anderer Institutionen, die im öffent­
lichen Inte resse zur Hilfeleistung ver­
pflichtet sind, wenn diese Leistungen
im öffentlichen Interesse erbracht
werden.

2.  Kosten der Ermittlung und Feststellung
des Schadens

a)  Der Versicherer ersetzt bis zur ver­
einbarten Höhe die Kosten für die
Ermittlung und Feststellung eines von
ihm zu erset zenden Schadens, sofern
diese den Um ständen nach geboten
waren.

 Zieht der Versicherungsnehmer ei­
nen Sachverständigen oder Beistand
hinzu, so werden diese Kosten nur
ersetzt, soweit er zur Zuziehung ver­
traglich verpflichtet ist oder vom Ver­
sicherer aufgefordert wurde.

b)  Ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leis tung zu kürzen, kann er auch den
Kostenersatz nach a) entsprechend
kürzen.

§ 3  Versicherter Mietausfall

1. Der Versicherer ersetzt

a)  den Mietausfall einschließlich fortlau­
fender Mietnebenkosten, wenn Mieter 
von Wohnräumen infolge eines Versi­
cherungsfalles zu Recht die Zahlung
der Miete ganz oder teilweise einge­
stellt haben;

b)  den ortsüblichen Mietwert von Wohn­
räumen, einschließlich fortlaufender
Nebenkosten im Sinne des Miet­
rechts, die der Versicherungsnehmer
selbst bewohnt und die infolge eines
Versicherungsfalles unbenutzbar ge­
worden sind, falls dem Versicherungs­
nehmer die Beschränkung auf einen
benutzbar gebliebenen Teil der Woh­
nung nicht zugemutet werden kann.

c)  auch einen durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen verur­
sachten zusätzlichen Mietausfall bzw. 
Mietwert.

2.  Mietausfall oder Mietwert werden bis zu
dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohn­
räume wieder benutzbar sind, höchstens
jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt
des Versicherungsfalles. 

3.  Mietausfall oder Mietwert werden nur in­
soweit ersetzt, wie der Versicherungsneh­
mer die mögliche Wiederbenutzung nicht 
schuldhaft verzögert.

4.  Für gewerblich genutzte Räume kann die
Versicherung des Mietausfalles oder des
orts üblichen Mietwertes vereinbart wer­
den.

§ 4   Versicherungsfall; versicherte und nicht 
versicherte Gefahren und Schäden 

1.  Der Versicherer leistet Entschädigung für
versicherte Sachen (siehe § 1), die durch 

a)  Brand, Blitzschlag, Explosion, Implo­
sion, Anprall oder Absturz eines Luft­
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner
Ladung (siehe § 5);

b) Leitungswasser (siehe § 6);

c) Sturm, Hagel (siehe § 8) 

 zerstört oder beschädigt werden oder ab­
handen kommen (Versicherungsfall). 

2.  Entschädigt werden auch Bruchschäden
an Rohren der Wasserversorgung und
Frostschäden an sonstigen Leitungswas­
ser führenden Einrichtungen gemäß § 7. 

3.  Jede der Gefahrengruppen nach Nr. 1 a)
und nach 1 b) einschließlich Nr. 2 kann
auch einzeln versichert werden.

 Die Gefahrengruppe nach c) kann aus­
schließlich in Verbindung mit einer oder
mehreren unter a) bis b) genannten Ge­
fahren versichert werden. 

4.  Die Versicherung erstreckt sich ohne
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
nicht auf Schäden durch 

a)  Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bür­
gerkrieg, Revolution, Rebellion oder
Aufstand

b) Innere Unruhen

c)  Kernenergie, nukleare Strahlung oder
 radioaktive Substanzen. 

§ 5  Brand; Blitzschlag; Explosion; Implosion

1.  Brand ist ein Feuer, das ohne einen be­
stimmungsgemäßen Herd entstanden ist
oder ihn verlassen hat und das sich aus
eigener Kraft auszubreiten vermag. 

2.  Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang
eines Blitzes auf Sachen. Kurzschluss­,
Überstrom­ oder Überspannungsschäden
an elektrischen Einrichtungen und Geräten
sind nur versichert, wenn an Sachen auf
dem Grundstück, auf dem der Versiche­
rungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden
anderer Art entstanden sind. Spuren eines
Blitzschlags an diesem Grundstück, an
dort befindlichen Antennen oder anderen
Sachen als elektrischen Einrichtungen und
Geräten stehen Schäden anderer Art gleich.

3.  Explosion ist eine auf dem Ausdehnungs­
bestreben von Gasen oder Dämpfen be­
ruhende, plötzlich verlaufende Kraftäu­
ßerung. 

4.  Implosion ist ein plötzlicher, unvorherseh­
barer Zusammenfall eines Hohlkörpers 
durch äußeren Überdruck infolge eines
inneren Unterdruckes 

5.  Der Versicherungsschutz gegen Brand,
Blitzschlag, Explosion und lmplosion
erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir­
kende Ursachen nicht auf 

a)  Brandschäden, die an versicherten
Sachen dadurch entstehen, dass sie
einem Nutzfeuer oder der Wärme zur
Bearbeitung oder zu sonstigen Zwe­
cken ausgesetzt werden; dies gilt
auch für Sachen, in denen oder durch
die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt,
vermittelt oder weitergeleitet wird; 

b) Sengschäden.

 Die Ausschlüsse gemäß a) und b) gelten 
nicht für Schäden, die dadurch verursacht 
wurden, dass sich an anderen Sachen 
eine versicherte Gefahr gemäß § 4.1 ver­
wirklicht hat.

§ 6  Leitungswasser
1.  Leitungswasser ist Wasser, das bestim­

mungswidrig ausgetreten ist aus 

a)  Zu­ oder Ableitungsrohren der Wasser­
versorgung oder damit verbundenen
Schläuchen, 

b)  den mit dem Rohrsystem der Wasser­
versorgung verbundenen sonstigen
Einrichtungen oder deren wasserfüh­
renden Teilen, 

c)  Einrichtungen der Warmwasser­ oder
Dampfheizung sowie Klima­, Wärme­
pumpen­ oder Solarheizungsanlagen, 

d)  Wasserlösch­ und Berieselungsanla­
gen, 

e) Aquarien oder Wasserbetten.

2.  Sole, Öle, Kühl­ und Kältemittel aus 
Klima­, Wärmepumpen­ oder Solarhei­
zungsanlagen sowie Wasserdampf ste­
hen Leitungswasser gleich. 

3.  Der Versicherungsschutz gegen Leitungs­
wasser erstreckt sich ohne Rücksicht auf
 mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden
durch 

a) Plansch­ oder Reinigungswasser,

b)  Grundwasser, stehendes oder fließen­
des Gewässer, Überschwemmung/
Hochwasser oder Witterungsnieder­
schläge oder einen durch diese Ursa­
chen hervorgerufenen Rückstau,

c)  Öffnen der Sprinkler oder Bedienen
der Berieselungsdüsen wegen eines
Brandes, durch Druckproben oder
durch Umbauten oder Reparaturar­
beiten an dem versicherten Gebäude
oder an der Wasserlösch­ oder Berie­
selungsanlage,

d)  Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei
denn, dass Leitungswasser (siehe
Nr. 1) die Erdsenkung oder den Erd­
rutsch verursacht hat, 

e) Schwamm,

f) Regenwasser aus Fallrohren,

g)  Leitungswasser aus Eimern, Gießkan­
nen oder sonstigen mobilen Behält­
nissen,

h)  Leitungswasser an versicherten Sa­
chen (siehe § 1), soweit die Gebäude
nicht bezugsfertig oder wegen Um­
bauarbeiten für ihren Zweck nicht be­
nutzbar sind, 

i)  Brand, Blitzschlag, Explosion, Implo­
sion, Anprall oder Absturz eines Luft­
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner
Ladung (siehe §§ 4 Nr. 1 a) und 5), 

j)  Sturm, Hagel (siehe § 8). 

§ 7  Rohrbruch; Frost

1.  Innerhalb von Gebäuden sind versichert
eintretende frostbedingte und sonstige
Bruchschäden an Rohren 

a)  der Wasserversorgung (Zu­ oder Ablei­
tungen) oder den damit verbundenen
Schläuchen,

b)  der Warmwasser­ oder Dampfheizung, 

c)  von Wasserlösch­ oder Berieselungs­
anlagen, 

d)  von Klima­, Wärmepumpen­ oder Solar­
heizungsanlagen.

 Als innerhalb des Gebäudes gilt der  
gesamte Baukörper, einschließlich der 
Bodenplatte.

   Rohre von Solarheizungsanlagen auf  
dem Dach gelten als Rohre innerhalb des 
Gebäudes.

 Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
ist, sind Rohre und Installationen unter­
halb der Bodenplatte (tragend oder nicht 
tragend) nicht versichert.

2.  Darüber hinaus sind innerhalb versicher­
ter Gebäude auch frostbedingte Bruch­
schäden versichert an 



a)  Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spül­
klosetts, Armaturen (z. B. Wasser­ und 
Absperrhähne, Ventile, Wassermes­
ser, Geruchsverschlüsse) sowie deren
Anschlussschläuchen, 

b)  Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern oder
an vergleichbaren Teilen von Warm­
wasserheizungs­, Dampfheizungs­,
Klima­, Wärmepumpen­ oder Solar­
heizungsanlagen, 

c)  Wasserlösch­ oder Berieselungsanla­
gen. 

3.  Außerhalb versicherter Gebäude sind
versichert frostbedingte und sonstige
Bruchschäden an Zuleitungsrohren der
Wasser versorgung und an den Rohren
der Warmwasserheizungs­, Dampfhei­
zungs­, Klima­, Wärmepumpen­ oder So­
larheizungsanlagen, soweit diese Rohre
der Versorgung versicherter Gebäude
oder Anlagen dienen und die Rohre sich
auf dem Versicherungsgrundstück befin­
den und der Versicherungsnehmer die
Gefahr trägt.

4.  Der Versicherungsschutz gegen Rohr­
bruch erstreckt sich nicht auf Schäden 

a)  Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei
denn, dass Leitungswasser (§ 6 Nr. 1)
die Erdsenkung oder den Erdrutsch
verursacht hat, 

b)  an versicherten Sachen (siehe § 1),
soweit die Gebäude noch nicht be­
zugsfertig sind oder wegen Umbau­
arbeiten für ihren Zweck nicht benutz­
bar sind, 

c)  durch Brand, Blitzschlag, Explosion,
Implosion, Anprall oder Absturz eines
Luftfahrzeuges, seiner Teile oder sei­
ner Ladung (siehe §§ 4 Nr. 1 a) und 5), 

d)  Sturm, Hagel (siehe § 8). 

§ 8  Sturm; Hagel

1.  Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewe­
gung von mindestens Windstärke 8 (Wind­
geschwindigkeit mind. 62 km/Stunde). 

 Ist diese Windstärke für den Schadenort
nicht feststellbar, so wird Windstärke 8
unterstellt, wenn der Versicherungsneh­
mer nachweist, dass 

a)  die Luftbewegung in der Umgebung
des Versicherungsgrundstücks Schä­
den an Gebäuden in einwandfreiem
Zustand oder an ebenso widerstands­
fähigen anderen Sachen angerichtet
hat, oder dass

b)  der Schaden wegen des einwandfrei­
en Zustandes der versicherten Sachen 
(siehe § 1) nur durch Sturm entstan­
den sein kann. 

2.  Hagel ist ein fester Witterungsnieder­
schlag in Form von Eiskörnern.

3.  Der Versicherer leistet Entschädigung
für versicherte Sachen, die zerstört oder
beschädigt werden oder abhanden kom­
men 

a)  durch die unmittelbare Einwirkung des 
Sturmes oder Hagels auf versicherte 
Sachen (siehe § 1), 

b)  dadurch, dass ein Sturm oder Hagel
Gebäudeteile, Bäume oder andere
Gegenstände auf versicherte Sachen
(siehe § 1) wirft,

c)  als Folge eines Schadens gemäß a)
oder b) an versicherten Sachen (sie­
he § 1) oder an baulich verbundenen 
Gebäuden. 

4.  Der Versicherungsschutz gegen Sturm und 
Hagel erstreckt sich ohne Rücksicht auf
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 

a)  durch Sturmflut,

b)  durch Lawinen oder Schneedruck,

c)  durch Eindringen von Regen, Hagel,
Schnee oder Schmutz durch nicht ord­
nungsgemäß geschlossene Fenster,
Außen türen oder andere Öffnungen,
es sei denn, dass diese Öffnungen
durch Sturm oder Hagel entstanden
sind und einen Gebäudeschaden dar­
stellen, 

d)  an Laden­ und Schaufensterscheiben, 

e)  an versicherten Sachen (siehe § 1),
soweit die Gebäude nicht bezugsfer­
tig sind oder wegen Umbauarbeiten
für ihren Zweck nicht benutzbar sind,

f)  durch Brand, Blitzschlag, Überspan­
nung durch Blitz, Explosion, Implosi­
on, Anprall oder Absturz eines Luft­
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner
Ladung (siehe §§ 4 Nr. 1 a) und 5), 

g)  durch Leitungswasser (siehe § 6) oder 
Rohrbruch (siehe § 7), 

h)  Trockenheit oder Austrocknung.

§ 9   Umfang und Anpassung des 
 Versicherungsschutzes

1.  Grundlage der Entschädigungsberech­
nung ist der Betrag, der aufzuwenden
ist, um Sachen gleicher Art und Güte
in neuwerti gem Zustand herzustellen,
ausgedrückt in Preisen des Jahres 1914
(Gleitender Neuwert). Maßgebend ist
der ortsübliche Neubauwert einschließ­
lich Architektengebühren sowie sonstige 
Konstruktions­ und Planungskosten.

 Bestandteil des Gleitenden Neuwertes
sind insoweit auch Aufwendungen, die
dadurch entstehen, dass die Wiederher­
stellung der Sachen in derselben Art und
Güte infolge Technologiefortschritts ent­
weder nicht möglich ist oder nur mit un­
wirtschaftlichem Aufwand möglich wäre.
Die Ersatzgüter müssen hierbei den vor­
handenen Sachen möglichst nahe kom­
men. 

 Nicht Bestandteil des Gleitenden Neuwer­
tes sind Mehrkosten durch behördliche
Wiederherstellungsbeschränkungen, die
dadurch entstehen, dass Sachen aufgrund
öffentlich­rechtlicher Vorschriften nicht in
derselben Art und Güte wiederhergestellt
werden dürfen, es sei denn, dass diese
Mehrkosten als Technolo giefortschritt zu 
berücksichtigen sind. Versicherungsschutz
für diese Mehrkosten besteht gemäß den
Vereinbarungen zu den versicherten Mehr­
kosten (siehe § 26 Nr. 5)

 Mehrkosten durch Preissteigerungen
zwischen dem Eintritt des Versicherungs­
falles und der Wiederherstellung sind
ebenfalls nicht Bestandteil des Gleiten­
den Neuwertes. Versicherungsschutz für
diese Mehrkosten besteht gemäß den
Vereinbarungen zu den versicherten
Mehrkosten (siehe § 26 Nr.4)

2.  Wenn sich durch bauliche Maßnahmen
innerhalb des laufenden Versicherungs­
jahres der Wert des Gebäudes erhöht, be­
steht bis zum Schluss dieses Jahres auch 
insoweit Versicherungsschutz. 

3.  Der Versicherer passt den Versicherungs­
schutz gemäß Nr. 1. an die Baukostenent­
wicklung an (siehe § 10 Nr. 2). Es besteht 
insoweit Versicherungsschutz auf der
Grundlage des ortsüblichen Neubauwer­
tes zum Zeitpunkt des Versicherungs­
falles. 

§ 10  Prämie in der Gleitenden Neuwert-
versicherung und deren Anpassung

1.  Grundlagen der Berechnung der Prämie
sind die Versicherungssumme „Wert

1914“ (siehe § 9 Nr. 1), der vereinbarte 
Prämiensatz  sowie der Anpassungs­
faktor (siehe Nr. 2. a)). Die jeweils zu 
zahlende Jahresprämie wird berechnet 
durch Multiplikation der bei Vertragsab­
schluss vereinbarten Grundprämie 1914 
(Versicherungssumme „Wert 1914“ mul­
tipliziert mit dem Prämiensatz) mit dem 
jeweils gültigen Anpassungsfaktor.

2.  Die Prämie verändert sich entsprechend
der Anpassung des Versicherungsschutzes
(siehe § 9 Nr. 3) gemäß der Erhöhung oder
Verminderung des Anpassungs faktors. 

a)  Der Anpassungsfaktor erhöht oder
vermindert sich jeweils zum 1. Januar
eines jeden Jahres für die in diesem
Jahr beginnende Versicherungsperi­
ode entsprechend dem Prozentsatz,
um den sich der jeweils für den Mo­
nat Mai des Vorjahres veröffentlichte
Baupreisindex für Wohngebäude und
der für den Monat April des Vorjahres
veröffentlichte Tariflohnindex für das
Baugewerbe geändert haben. Beide
Indizes gibt das Statistische Bundes­
amt bekannt  Bei der Anpassung wird
die Änderung des Baupreisindexes für 
Wohngebäude zu 80 Prozent und die
des Tariflohnindexes für das Bauge­
werbe zu 20 Prozent berücksichtigt;
der jeweilige Index wird auf zwei Stel­
len nach dem Komma gerundet. 

 Der Anpassungsfaktor wird auf zwei 
Stellen nach dem Komma errechnet
und gerundet.

 Soweit bei Rundungen die dritte Zahl
nach dem Komma eine Fünf oder eine 
höhere Zahl ist, wird aufgerundet,
sonst abgerundet. 

b)  Der Versicherungsnehmer kann einer 
Erhöhung der Prämie innerhalb eines 
Monats, nachdem ihm die Mitteilung
über die Erhöhung des Anpassungs­
faktors zugegangen ist, durch Erklä­
rung in Textform widersprechen. Zur
Wahrung der Frist genügt die rechtzei­
tige Absendung. Damit wird die Erhö­
hung nicht wirksam. Die Versicherung
bleibt dann als Neuwertversicherung
(§ 11 Nr.1) in Kraft, und zwar zur bis­
herigen Prämie und mit einer Ver­
sicherungssumme, die sich aus der
Versicherungssumme „Wert 1914“
multipliziert mit 1/100 des Baupreis­
indexes für Wohngebäude ergibt, der
im Mai des Vorjahres galt. 

 In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unter­
versicherungsverzicht (siehe § 12 Nr.4) 
nicht mehr. 

3.  Das Recht des Versicherungsnehmers 
auf Herabsetzung der Versicherungs­
summe wegen erheblicher Überversiche­
rung bleibt unberührt. 

§ 10a Tarifanpassung

1.  Der Prämiensatz wird unter Berücksich­
tigung der Schadenaufwendungen, der
Kosten (Provisionen, Sach­ und Personal­
kosten und Aufwand für Rückversiche­
rung), des Gewinnansatzes und ggf. der
Feuerschutzsteuer kalkuliert. 

2.  Der Versicherer ist berechtigt, den Prämi­
ensatz für bestehende Versicherungsver­
träge jährlich zu überprüfen. Hierbei ist
zusätzlich auf der Basis der bisherigen
Schadenentwicklung auch die voraus­
sichtliche künftige Entwicklung des unter­
nehmensindividuellen Schadenbedarfs
zu berücksichtigen 

3.  Tarifliche Anpassungen von Prämien­
sätzen können vom Versicherer zur
Hauptfälligkeit des Vertrages mit Wirkung 
ab Beginn des nächsten Versicherungs­
jahres vorgenommen werden. 



4.  Der Prämiensatz wird für Teile des Ge­
samtbestandes, die nach objektiv risiko­
bezogenen Kriterien abgrenzbar sind
(z. B. Nutzungsart der Gebäude, Bauart,
Alter oder geographische Lage), mittels
anerkannter mathematisch­statistischer
oder geographischer Verfahren getrennt
ermittelt. 

 Preissteigerungen, die in die Entwicklung 
des Anpassungsfaktors eingeflossen
sind, dürfen bei der Neukalkulation nicht 
noch einmal berücksichtigt werden. 

5.  Der Versicherer ist berechtigt, einen sich
ergebenden Anpassungsbedarf an die
betroffenen Versicherungsverträge wei­
terzugeben. 

5.1   Prämiensenkungen gelten automa­
tisch – auch ohne Information des 
Versicherungsnehmers – als ver­
einbart. 

5.2.  Prämienerhöhungen werden dem  
Versicherungsnehmer unter Gegen­
überstellung der alten und neuen 
Prämienhöhe mindestens einen 
Monat vor Hauptfälligkeit mitge­
teilt. Der Versicherungsnehmer 
kann den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Ein­
gang der Mitteilung mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Prämienerhöhung, kündigen. 

6.  Individuell vereinbarte Zuschläge oder
tarifliche Nachlässe bleiben von der Tari­
fanpassung unberührt. 

7.  Die bedingungsgemäße Änderung des
Anpassungsfaktors bleibt von diesen Be­
stimmungen unberührt.

§ 10b  Kündigung von Klauseln oder 
 versicherten Gefahren

1.  Versicherungsnehmer und Versicherer 
können unter Einhaltung einer Frist von
drei Mona ten einzelne Klauseln oder
versicherte Gefahren (mit Ausnahme der
Gefahr Feuer) durch schriftliche Erklä­
rung kündigen. Der Versicherungsneh­
mer kann bestimmen, dass seine Kün­
digung erst zum Schluss des laufenden
Versicherungs jahres wirksam wird. 

2.  Macht der Versicherer von seinem Kündi­
gungsrecht Gebrauch, so kann der Ver­
siche rungsnehmer den Gesamtvertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der
Erklärung des Versicherers zum gleichen
Zeitpunkt kündigen. 

3.  Kündigt der Versicherer, so gebührt
ihm der Teil der Prämie, der der Gefahr­
tragung entspricht. Gleiches gilt, wenn
der Versiche rungs nehmer gemäß Abs. 2
kündigt.

§ 11  Versicherung zum Neuwert oder  Zeitwert

 Abweichend von § 9 können auch der 
Neuwert, der Zeitwert oder der Gemeine 
Wert als Versicherungswert vereinbart 
werden. 

1. Neuwert

 Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwen­
den ist, um Sachen gleicher Art und Güte
in neuwertigem Zustand herzustellen.
Maßgebend ist der ortsübliche Neubau­
wert einschließlich Architektengebühren
sowie sonstige Konstruktions­ und Pla­
nungskosten. Bestandteil des Neuwertes
sind insoweit auch Aufwendungen, die
dadurch entstehen, dass die Wiederher­
stellung der Sachen in derselben Art und
Güte infolge Technologiefortschritts ent­
weder nicht möglich ist oder nur mit un­
wirtschaftlichem Aufwand möglich wäre.
Die Ersatzgüter müssen hierbei den vor­

handenen Sachen möglichst nahe kom­
men.

 Nicht Bestandteil des Neuwertes sind 
Mehrkosten durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen, die dadurch 
entstehen, dass Sachen aufgrund öf­
fentlich­rechtlicher Vorschriften nicht in 
derselben Art und Güte wiederhergestellt 
werden dürfen, es sei denn, dass diese 
Mehrkosten als Technologiefortschritt 
zu berücksichtigen sind. Versicherungs­
schutz für diese Mehrkosten besteht 
gemäß den Vereinbarungen zu den versi­
cherten Mehrkosten (siehe § 26 Nr.5)

 Mehrkosten durch Preissteigerungen zwi­
schen dem Eintritt des Versicherungsfal­
les und der Wiederherstellung sind eben­
falls nicht Bestandteil des Neuwertes. 
Versicherungsschutz für diese Mehrkos­
ten besteht gemäß den Vereinbarungen 
zu den versicherten Mehrkosten (siehe 
§ 26 Nr. 4).

2. Zeitwert

 Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert 
des Gebäudes (siehe 1.) abzüglich der
Wertminderung durch Alter und Abnut­
zung. 

3. Gemeiner Wert

 Der Gemeine Wert ist der erzielbare Ver­
kaufspreis für das Gebäude oder für das
Altmate rial. Ist Versicherung zum Glei­
tenden Neuwert, Neuwert oder Zeitwert
vereinbart und ist das Gebäude zum
Abbruch bestimmt oder sonst dauernd
entwertet, so ist Versicherungswert le­
diglich der Gemeine Wert. Eine dauernde
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn
die Gebäude für ihren Zweck nicht mehr
zu verwenden sind.

§ 12  Ermittlung der Versicherungssumme; 
Unterversicherungsverzicht

1.  Ermittlung der Versicherungssumme in
der Gleitenden Neuwertversicherung 

a)  Die Versicherungssumme ist nach
dem ortsüblichen Neubauwert (siehe
§ 9 Nr. 1 zu ermitteln, der in den Prei­
sen des Jahres 1914 ausgedrückt wird 
(Versicherungssumme „Wert 1914“).

b)  Die Versicherungssumme gilt als rich­
tig ermittelt, wenn 

ba)   sie aufgrund einer vom Versi­
cherer anerkannten Schätzung 
eines Bausachverständigen fest­
gesetzt wird, 

bb)  der Versicherungsnehmer im 
Antrag den Neubauwert in 
Preisen eines anderen Jahres 
zutreffend angibt und der Ver­
sicherer diesen Betrag umrech­
net, 

bc)   der Versicherungsnehmer An­
tragsfragen nach Größe, Aus­
bau und Ausstattung des Ge­
bäudes zutreffend beantwortet 
und der Versicherer hiernach 
die Versicherungssumme 1914 
berechnet. 

2.  Ermittlung der Versicherungssumme in
der Neu­ oder Zeitwertversicherung 

 Ist Neuwert oder Zeitwert vereinbart wor­
den, soll der Versicherungsnehmer die
Versicherungssumme für die versicherte
Sache für die Dauer des Versicherungs­
verhältnisse dem jeweils gültigen Versi­
cherungswert anpassen.

3.  Wenn bauliche Änderungen vorgenom­
men werden, soll der Versicherungsneh­
mer die Versicherungssumme an den ver­
änderten Versicherungswert anpassen.

4. Unterversicherungsverzicht

a)  Wird die nach Nr. 1. ermittelte Versiche­
rungssumme „Wert 1914“ vereinbart, 
nimmt der Versicherer bei der Ent­
schädigung (einschließlich Kosten
und Mietausfall) keinen Abzug wegen
Unterversicherung (s. § 26 Nr. 9) vor
(Unterversicherungsverzicht). 

b)  Ergibt sich im Versicherungsfall, dass
die Beschreibung des Gebäudes und
seiner Ausstattung gemäß Nr. 1b, bc)
von den tatsächlichen Verhältnissen
bei Vertragsabschluss abweicht und
ist dadurch die Versicherungssumme
„Wert 1914“ zu niedrig bemessen,
so kann der Versicherer nach den
Regelungen über die Anzeigepflicht­
verletzungen vom Vertrag zurücktre­
ten, kündigen oder eine Vertragsan­
passung vornehmen; ferner kann er
bezüglich der Differenz zwischen ver­
einbarter Versicherungssumme und 
tatsächlichem Versicherungswert nach  
den Regeln der Unterversicherung
leis tungsfrei sein.

c)  Der Unterversicherungsverzicht gilt
ferner nicht, wenn der der Versiche­
rungssummenermittlung zu Grunde
liegende Bauzustand nach Vertrags­
abschluss durch wertsteigernde bau­
liche Maßnahmen verändert wurde
und die Veränderung dem Versicherer 
nicht unverzüglich angezeigt wurde.
Dies gilt nicht, soweit der ortsübli­
che Neubauwert innerhalb des zum
Zeitpunkt des Versicherungsfalles
laufenden Versicherungsjahres durch
bauliche Maßnahmen erhöht wurde.

§ 13  Beginn des Versicherungsschutzes, 
Fälligkeit, Zahlung

1.  Beginn des Versicherungsschutzes 

 Der Versicherungsschutz beginnt vorbe­
haltlich der Regelungen über die Folgen
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung
der Erst­ oder Einmalprämie zu dem im
Versicherungsschein angegebenen Zeit­
punkt.

2.  Fälligkeit der ersten oder einmaligen  Prämie

 Die erste oder einmalige Prämie ist –
unabhängig von dem Bestehen eines
Wider rufrechts – unverzüglich nach dem
Zeitpunkt des vereinbarten und im Ver­
sicherungs schein angegebenen Versiche­
rungsbeginns zu zahlen.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Ver­
sicherungsbeginns vor Vertragsschluss,
ist die erste oder einmalige Prämie unver­
züglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht
unverzüglich nach dem in Satz 1 oder
2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungs schutz erst, nachdem die
Zahlung bewirkt ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom An­
trag des Versicherungsnehmers oder ge­
troffenen Vereinbarungen ab, ist die erste 
oder einmalige Prämie – unabhängig vom 
Bestehen eines Widerspruchrechts – un­
verzüglich zu zahlen.

 Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in 
Raten gilt die erste Rate als erste  Prämie.

3.  Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zah­
lungsverzug 

 Wird die erste oder einmalige Prämie
nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden
Fälligkeits zeitpunkt gezahlt, so kann der
Versicherer vom Vertrag zurücktreten, so­
lange die Zahlung nicht bewirkt ist.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn
der Versicherungsnehmer die Nichtzah­
lung nicht zu vertreten hat.



4.  Leistungsfreiheit des Versicherers 

 Wenn der Versicherungsnehmer die erste
oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt
zahlt, so ist der Versicherer für einen
vor Zahlung der Prämie eingetretenen
Versiche rungsfall nicht zur Leistung ver­
pflichtet, wenn er den Versicherungs­
nehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform oder durch einen auffälligen
Hinweis im Versiche rungsschein auf die­
se Rechtsfolge der Nicht zahlung der Prä­
mie aufmerksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht
ein, wenn der Versicherungsnehmer die
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 14 Folgeprämie

1.  Fälligkeit

a)  Eine Folgeprämie wird zu dem verein­
barten Zeitpunkt der jeweiligen Versi­
cherungsperiode fällig.

b)  Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn
sie innerhalb des im Versicherungs­
schein oder in der Prämienrechnung
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2.  Schadenersatz bei Verzug 

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zah­
lung einer Folgeprämie in Verzug, ist der
Ver sicherer berechtigt, Ersatz des ihm
durch den Verzug entstandenen Scha­
dens zu verlangen.

3.  Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht
nach Mahnung

a)  Der Versicherer kann den Versiche­
rungsnehmer bei nicht rechtzeitiger
Zahlung einer Folgeprämie auf des­
sen Kosten in Textform zur Zahlung
auffordern und eine Zahlungsfrist von
mindestens zwei Wochen ab Zugang
der Zahlungsaufforderung bestim­
men (Mahnung). Die Mahnung ist
nur wirksam, wenn der Versicherer je
Vertrag die rückständigen Beträge der 
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzel­
nen beziffert und außerdem auf die
Rechts folgen – Leistungsfreiheit und
Kündi gungsrecht – aufgrund der nicht 
fristgerechten Zahlung hinweist.

b)  Tritt nach Ablauf der in der Mahnung
gesetzten Zahlungsfrist ein Versiche­
rungsfall ein und ist der Versiche­
rungsnehmer bei Eintritt des Versi­
cherungsfalles mit der Zahlung der
Prämie oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei.

c)  Der Versicherer kann nach Ablauf der
in der Mahnung gesetzten Zahlungs­
frist den Vertrag ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist mit sofortiger
Wirkung kündigen, sofern der Versi­
cherungsnehmer mit der Zahlung der
geschuldeten Beträge in Verzug ist.

 Die Kündigung kann mit der Bestimmung 
der Zahlungsfrist so verbunden werden, 
dass sie mit Fristablauf wirksam wird, 
wenn der Versicherungsnehmer zu die­
sem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug 
ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer 
bei der Kündigung ausdrücklich hinzu­
weisen.

4.  Zahlung der Prämie nach Kündigung 

 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer innerhalb eines
Monats nach der Kündigung oder, wenn
sie mit der Fristbestimmung verbunden
worden ist, innerhalb eines Monats nach
Fristablauf die Zahlung leistet. Die Rege­
lung über die Leistungsfreiheit des Versi­
cherers (Nr. 3b) bleibt unberührt.

§ 15 Lastschriftverfahren

 Ist zur Einziehung der Prämie das Last­
schriftverfahren  vereinbart worden, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn die 
Prämie zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Fälligkeitstag eingezogen 
werden kann und der Versicherungsneh­
mer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht. Konnte die fällige Prämie 
ohne Verschulden des Versicherungsneh­
mers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 
einer schriftlichen Zahlungsaufforderung 
des Versicherers erfolgt. Hat der Versiche­
rungsnehmer zu vertreten, dass eine oder 
mehrere Prämien wiederholt nicht einge­
zogen werden können, ist der Versicherer 
berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen. 

§ 16 Ratenzahlung

 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in 
Raten vereinbart, sind die noch ausste­
henden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungs nehmer mit der Zahlung 
einer Rate im Verzug ist.

 Ferner kann der Versicherer für die Zu­
kunft jährliche Prämienzahlung verlan­
gen.

§ 17  Prämie bei vorzeitiger 
Vertrags beendigung

1. Allgemeiner Grundsatz 

a)  Im Falle der vorzeitigen Vertragsbe­
endigung steht dem Versicherer nur
derjenige Teil der Prämie zu, der dem
Zeitraum entspricht, in dem der Versi­
cherungsschutz bestanden hat.

b)  Fällt das versicherte Interesse nach
dem Beginn der Versicherung weg,
steht dem Versicherer die Prämie zu,
die er hätte beanspruchen können,
wenn die Versicherung nur bis zu dem 
Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu
dem der Versicherer vom Wegfall des
Interesses Kenntnis erlangt hat. 

2.  Prämie oder Geschäftsgebühr bei Wider­
ruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem
versicherten Interesse 

a)  Übt der Versicherungsnehmer sein
Recht aus, seine Vertragserklärung
innerhalb von 14 Tagen zu widerru­
fen, hat der Versicherer nur den auf
die Zeit nach Zugang des Widerrufs
entfallenden Teil der Prämien zu er­
statten. Voraussetzung ist, dass der
Versicherer in der Belehrung über das 
Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen
des Widerrufs und den zu zahlenden
Betrag hingewiesen und der Versiche­
rungsnehmer zugestimmt hat, dass
der Versicherungsschutz vor Ende der
Widerrufsfrist beginnt. 

 Ist die Belehrung nach Satz 2 unter­
blieben, hat der Versicherer zusätzlich 
die für das erste Versicherungsjahr
gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
Leistungen aus dem Versicherungs­
vertrag in Anspruch genommen hat. 

b)  Wird das Versicherungsverhältnis
durch Rücktritt des Versicherers be­
endet, weil der Versicherungsnehmer
Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in
Textform gefragt hat, nicht angezeigt
hat, so steht dem Versicherer die
Prämie bis zum Wirksamwerden der
Rücktrittserklärung zu. 

 Wird das Versicherungsverhältnis
durch Rücktritt des Versicherers been­
det, weil die einmalige oder die erste

Prämie nicht rechtzeitig gezahlt wor­
den ist, so steht dem Versicherer eine 
angemessene Geschäftsgebühr zu. 

c)  Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Anfechtung des Versicherers wegen
arglistiger Täuschung beendet, so
steht dem Versicherer die Prämie
bis zum Wirksamwerden der Anfech­
tungserklärung zu. 

d)  Der Versicherungsnehmer ist nicht zur 
Zahlung der Prämie verpflichtet, wenn 
das versicherte Interesse bei Beginn
der Versicherung nicht besteht, oder
wenn das Interesse bei einer Versi­
cherung, die für ein künftiges Unter­
nehmen oder für ein anderes künf­
tiges Interesse genommen ist, nicht
entsteht. Der Versicherer kann jedoch
eine angemessene Geschäftsgebühr
verlangen. 

 Hat der Versicherungsnehmer ein
nicht bestehendes Interesse in der
Absicht versichert, sich dadurch ei­
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil
zu verschaffen, ist der Vertrag nich­
tig. Dem Versicherer steht in diesem
Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit
begründenden Umständen Kenntnis
erlangt. 

§ 18 Dauer und Ende des Vertrages

1.  Dauer

 Der Vertrag ist für den im Versicherungs­
schein angegebenen Zeitraum abge­
schlossen.

2.  Stillschweigende Verlängerung

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens 
einem Jahr verlängert sich der Vertrag um 
jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Ver­
tragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs­
jahres eine Kündigung zugegangen ist.

3.  Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

 Der Vertrag kann bei einer Vertragslauf­
zeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf
des dritten oder jedes darauf folgenden
Jahres unter Einhaltung einer Frist von
drei Monaten vom Versicherungsnehmer
gekündigt werden.

 Die Kündigung muss dem Versicherer
spätes tens drei Monate vor dem Ab­
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres
 zugehen.

4.  Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als 
einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass
es einer Kündigung bedarf, zum vorgese­
henen Zeitpunkt.

5.  Nachweis bei angemeldetem Grund­
pfand recht durch Realgläubiger 

 Hat ein Realgläubiger sein Grundpfand­
recht angemeldet, ist eine Kündigung des 
Versicherungsverhältnisses durch den
Versicherungsnehmer im Hinblick auf die
Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, Ex­
plosion, Implosion, Absturz oder Anprall
eines Luft fahrzeuges nur wirksam, wenn
der Versiche rungsnehmer mindestens ei­
nen Monat vor Ablauf des Versicherungs­
vertrags nachgewiesen hat, dass zu dem
Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätes­
tens zulässig war, das Grundstück nicht
mit dem Grundpfandrecht belastet war
oder dass der Realgläubiger der Kündi­
gung zugestimmt hat. Diese gilt nicht für
eine Kündigung nach Veräußerung oder
im Versicherungsfall.

6. Wegfall des versicherten Interesses 

 Fällt das versicherte Interesse nach dem
Beginn der Versicherung weg, endet der
Ver trag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Ver­



sicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis 
erlangt.

§ 19  Veräußerung der versicherten  Sachen; 
Rechte und Pflichten einschließlich 
 Kündigung

1.  Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang

a)  Wird die versicherte Sache vom Versi­
cherungsnehmer veräußert, so tritt zum
Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (bei
Immobilien das Datum des Grundbuch­
eintrages) an dessen Stelle der Erwerber
in die während der Dauer seines Eigen­
tums aus dem Versicherungsver hältnis
sich ergebenden Rechte und Pflichten
des Versicherungsnehmers ein.

b)  Der Veräußerer und der Erwerber haften
für die Prämie, die auf die zur Zeit des
Eintrittes des Erwerbers laufende Versi­
cherungsperiode entfällt, als Gesamt­
schuldner.

c)  Der Versicherer muss den Eintritt des Er­
werbers erst gegen sich gelten lassen,
wenn er hiervon Kenntnis erlangt.

2. Kündigungsrechte

a)  Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwer­
ber das Versicherungsverhältnis unter
Ein haltung einer Frist von einem Monat
zu kündigen. Dieses Kündigungs recht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monats ab der Kenntnis des Versicherers
von der  Veräußerung ausgeübt wird.

b)  Der Erwerber ist berechtigt, das Versiche­
rungsverhältnis mit sofortiger Wirkung
oder zum Ende der laufenden Versiche­
rungsperiode in Textform zu kündigen.

 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es
nicht innerhalb eines Monats nach dem
Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Er­
werbers vom Bestehen der Ver sicherung
innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird.

c)  Im Falle der Kündigung nach a) und b)
haftet der Veräußerer allein für die Zah­
lung der Prämie.

3.  Anzeigepflichten

a)  Die Veräußerung ist dem Versicherer vom 
Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in 
Textform anzuzeigen.

b)  Ist die Anzeige unterblieben, so ist der
Versicherer nicht zur Leistung verpflich­
tet, wenn der Versicherungsfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt,
zu dem die Anzeige hätte zugehen müs­
sen, und der Versicherer nachweist, dass
er den mit dem Veräußerer bestehenden
Ver trag mit dem Erwerber nicht geschlos­
sen hätte.

c)  Abweichend von b) ist der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, wenn ihm die Ver­
äußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, 
zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes 
des Versicherungsfalles die Frist für die
Kündigung des Versicherers abgelaufen
war und er nicht gekündigt hat.

§ 20  Rechtsverhältnis nach dem 
 Versicherungsfall

1.  Kündigungsrecht 

 Nach dem Eintritt eines Versicherungs­
falles kann jede der Vertragsparteien
den Versicherungsvertrag kündigen. Die
Kündigung ist in Textform zu erklären. Die 
Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines
Monats seit dem Abschluss der Verhand­
lungen über die Entschädigung zulässig. 

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer

 Der Versicherungsnehmer ist berechtigt,
das Versicherungsverhältnis mit soforti­
ger Wirkung oder zu jedem späteren Zeit­

punkt bis zum Ablauf des Versicherungs­
jahres in Textform zu kündigen. 

3. Kündigung durch Versicherer

 Eine Kündigung des Versicherers wird
einen Monat nach ihrem Zugang beim
Versicherungsnehmer wirksam. 

§ 21 gestrichen

§ 22  Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers oder seines Vertreters

1.  Wahrheitsgemäße und vollständige An­
zeigepflicht von Gefahrumständen

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur
Abgabe seiner Vertragserklärung dem
Versicherer alle ihm bekannten Gefah­
rumstände anzuzeigen, nach denen der
Versicherer in Textform gefragt hat und
die für dessen Entschluss erheblich sind, 
den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt
zu schließen.

 Der Versicherungsnehmer ist auch inso­
weit zur Anzeige verpflichtet, als nach
seiner Vertragserklärung, aber vor Ver­
tragsannahme, der Versicherer in Text­
form Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2.  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeige­
pflicht

a) Vertragsänderung

 Hat der Versicherungsnehmer die An­
zeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt
und hätte der Ver sicherer bei Kennt­
nis der nicht an gezeigten Gefahrum­
stände den Vertrag auch zu anderen
Bedingungen geschlossen, so werden 
die anderen Bedingungen auf Ver­
langen des Versicherers rückwirkend
Vertragsbestandteil. Bei einer vom
Versicherungs nehmer unverschulde­
ten Pflichtverletzung werden die an­
deren Bedingungen ab der laufenden
Versicherungsperiode Vertragsbe­
standteil.

 Erhöht sich durch eine Vertrags­
änderung die Prämie um mehr als
10 Prozent oder schließt der Versi­
cherer die Gefahrab sicherung für
den nicht angezeigten Umstand aus,
so kann der Versicherungs nehmer
den Vertrag innerhalb eines Monats
nach Zugang der Mitteilung des Ver­
sicherers ohne Einhaltung einer Frist
kündigen. In dieser Mitteilung der
Vertragsänderung hat der Versicherer
den Versicherungsnehmer auf dessen
Kündigungsrecht hinzuweisen.

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit

 Verletzt der Versicherungsnehmer
seine Anzeigepflicht nach Nummer 1,
kann der Versicherer vom Vertrag zu­
rücktreten, es sei denn, der Versiche­
rungsnehmer hat die Anzeigepflicht
weder vorsätzlich noch grob fahrläs­
sig verletzt.

 Bei grober Fahrlässigkeit des Versi­
cherungsnehmers ist das Rücktritts­
recht des Versicherers ausgeschlos­
sen, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass der Versicherer den
Vertrag bei Kenntnis der nicht ange­
zeigten Umstände zu gleichen oder
anderen Bedingungen abgeschlossen
hätte.

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des
Ver sicherungsfalles zurück, so ist er
nicht zur Leistung verpflichtet, es sei
denn, der Versicherungsnehmer weist 
nach, dass die Verletzung der Anzei­
gepflicht sich auf einen Umstand be­
zieht, der weder für den Eintritt oder
die Feststellung des Versicherungsfal­
les noch für die Fest stellung oder den

Umfang der Leistungs pflicht des Ver­
sicherers ursächlich ist. Hat der Ver­
sicherungsnehmer die Anzeige pflicht 
arglistig verletzt, ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet.

c) Kündigung

 Verletzt der Versicherungsnehmer
seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht
fahrlässig oder schuldlos, kann der
Versicherer den Vertrag unter Ein­
haltung einer Frist von einem Monat
kündigen, es sei denn, der Versiche­
rer hätte den Vertrag bei Kenntnis
der nicht angezeigten Umstände zu
gleichen oder anderen Bedingungen
abgeschlossen.

d)  Ausschluss von Rechten des Versiche­
rers 

 Die Rechte des Versicherers zur
Vertrags änderung (a), zum Rücktritt
(b) und zur Kündigung (c) sind jeweils 
ausgeschlossen, wenn der Versiche­
rer den nicht angezeigten Gefahre­
numstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.

e) Anfechtung

 Das Recht des Versicherers, den Ver­
trag wegen arglistiger Täuschung an­
zufechten, bleibt unberührt.

3.  Frist für die Ausübung der Rechte des Ver­
sicherers

 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a),
zum Rücktritt (2 b) oder zur Kündigung 
(2 c) muss der Versicherer innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen und
dabei die Umstände angeben, auf die er
seine Erklärung stützt; zur Begründung
kann er nachträglich weitere Umstän­
de innerhalb eines Monats nach deren
Kenntniserlang ung angeben. Die Monats­
frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem
der Versicherer von der Verletzung der An­
zeigepflicht und der Umstände Kenntnis
erlangt, die das von ihm jeweils geltend
gemachte Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis

 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a),
zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung 
(2 c) stehen dem Versicherer nur zu,
wenn er den Ver sicherungsnehmer durch
gesonderte Mitteilung in Textform auf die 
Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht
hingewiesen hat.

5. Erhebung von Strafbeiträgen

 Wurden dem Versicherungsvertrag auf­
grund unrichtiger Angaben seitens des
Versicherungsnehmers Tarifmerkmale
zugrunde gelegt, die nicht zutrafen und
den Versicherungsnehmer begünstigen
und/oder wurden diese Zuordnungen
während der Vertragslaufzeit schuldhaft
beibehalten, ist der Versicherer berech­
tigt Strafbeiträge in Höhe der doppelten
Prämie, die bei richtiger Einstufung hätte
erhoben werden müssen, mindestens
jedoch 1.000 EUR, zu erheben. Die Er­
hebung der Strafbeiträge durch den Ver­
sicherer  ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
verletzt hat. Strafbeiträge können vom
Versicherer mit einer Entschädigungsleis­
tung verrechnet werden.

6. Vertreter des Versicherungsnehmers

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des
Versicherungsnehmers geschlossen, so
sind bei der Anwendung von Nr. 1, 2 und
5 sowohl die Kenntnis und die Arglist des 
Vertreters als auch die Kenntnis und die
Arglist des Versicherungsnehmers zu be­
rücksichtigen. Der Versicherungsnehmer
kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver­



letzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
dem Vertreter noch dem Versicherungs­
nehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt.

7. Erlöschen der Rechte des Versicherers

 Die Rechte des Versicherers zur Vertrags­
änderung (2 a), zum Rücktritt (2 b), zur
Kündigung (2 c) erlöschen mit Ablauf
von fünf Jahren nach Vertragsschluss;
dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind.
Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre beim
Recht des Versicherers zur Erhebung von
Strafbeiträgen (5) oder wenn der Versi­
cherungsnehmer oder sein Vertreter die
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig
verletzt hat.

§ 23 Gefahrerhöhung

1.  Begriff der Gefahrerhöhung

a)  Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn
nach Abgabe der Vertragserklärung
des Versicherungsnehmers die tat­
sächlich vorhandenen Umstände so
verändert werden, dass der Eintritt
des Versiche rungsfalles oder eine Ver­
größerung des Schadens oder die un­
gerechtfertigte Inanspruchnahme des
Versicherers wahrscheinlicher wird. 

b)  Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung
kann insbesondere – aber nicht nur – 
vorliegen, wenn

ba)   sich ein gefahrerheblicher Um­
stand ändert, nach dem der 
Versicherer vor Vertragsschluss 
gefragt hat, 

bb)  an einem Gebäude Baumaß­
nahmen durchgeführt werden, 
in deren Verlauf das Dach ganz 
oder teilweise entfernt wird 
oder die das Gebäude überwie­
gend unbenutzbar machen,

bc)   in dem versicherten Gebäude 
ein Gewerbe betrieb aufgenom­
men oder  verändert wird,

bd)  das Gebäude nach Vertrags­
schluss unter Denkmalschutz 
gestellt  wurde.

c)  Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt
nicht vor, wenn sich die Gefahr nur
unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gilt.

2.  Pflichten des Versicherungsnehmers

a)  Nach Abgabe seiner Vertragserklä­
rung darf der Versicherungsnehmer
ohne vorherige Zustimmung des Ver­
sicherers keine Gefahrerhöhung vor­
nehmen oder deren Vornahme durch
einen Dritten gestatten.

b)  Erkennt der Versicherungsnehmer
nach träglich, dass er ohne vorherige
Zustim mung des Versicherers eine
Gefahrerhö hung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem
Versicherer unverzüglich anzeigen.

c)  Eine Gefahrerhöhung, die nach Abga­
be seiner Vertragserklärung unabhän­
gig von seinem Willen eintritt, muss
der Versicherungsnehmer dem Versi­
cherer unverzüglich anzeigen, nach­
dem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3.  Kündigung oder Vertragsanpassung durch
den Versicherer

a) Kündigungsrecht des Versicherers

 Verletzt der Versicherungsnehmer sei­
ne Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann
der Versicherer den Vertrag fristlos
kündigen, wenn der Versicherungs­
nehmer seine Verpflichtung vorsätz­
lich oder grob fahrlässig verletzt hat.
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder
grober Fahrlässigkeit hat der Versiche­

rungsnehmer zu beweisen.

 Beruht die Verletzung auf einfacher 
Fahr lässigkeit, kann der Versicherer 
unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.

 Wird dem Versicherer eine Gefahrer­
hö hung in den Fällen nach Nr. 2 b) 
und Nr. 2 c) bekannt, kann er den Ver­
trag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung

 Statt der Kündigung kann der Versi­
cherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrer­
höhung eine seinen Geschäftsgrund­
sätzen entsprechende erhöhte Prämie 
verlangen oder die Absicherung der
erhöhten Gefahr ausschließen.

 Erhöht sich die Prämie als Folge der
Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro­
zent oder schließt der Versicherer die
Absiche rung der erhöhten Gefahr aus, 
so kann der Versicherungsnehmer
den Vertrag innerhalb eines Monats
nach Zugang der Mitteilung des Ver­
sicherers ohne Einhaltung einer Frist
kündigen. In der Mitteilung hat der
Versicherer den Versicherungs nehmer 
auf dieses Kündigungsrecht hinzu­
weisen.

4.  Erlöschen der Rechte des Versicherers 

 Die Rechte des Versicherers zur Kündi­
gung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3
erlöschen, wenn diese nicht innerhalb ei­
nes Monats ab Kenntnis des Versicherers 
von der Gefahr erhöhung ausgeübt wer­
den oder wenn der Zustand wiederher­
gestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung
bestanden hat.

5.  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a)  Tritt nach einer Gefahrerhöhung der
Ver sicherungsfall ein, so ist der Versi­
cherer nicht zur Leistung verpflichtet,
wenn der Versicherungsnehmer seine
Pflichten nach Nr. 2a) vorsätzlich ver­
letzt hat. Ver letzt der Versicherungs­
nehmer diese Pflichten grob fahrläs­
sig, so ist der Ver sicherer berechtigt,
seine Leistung in dem Verhältnis zu
kürzen, das der Schwere des Ver­
schuldens des Versicherungs nehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit hat der Versi­
cherungsnehmer zu beweisen.

b)  Nach einer Gefahrerhöhung nach 
Nr. 2 b) und Nr 2 c) ist der Versiche­
rer für einen Versicherungsfall, der
später als einen Monat nach dem
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige
dem Versicherer hätte zugegangen
sein müssen, leistungsfrei, wenn der
Versicherungsnehmer seine Anzeige­
pflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der 
Versicherungsnehmer seine Pflicht
grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 
2 und 3 entsprechend. Die Leistungs­
pflicht des Versicherers bleibt beste­
hen, wenn ihm die Gefahrerhöhung
zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die An­
zeige hätte zugegangen sein müssen,
bekannt war.

c)  Die Leistungspflicht des Versicherers
bleibt bestehen,

ca)   soweit der Versicherungsneh­
mer nachweist, dass die Ge­
fahrerhöhung nicht ursächlich 
für den Eintritt des Versiche­
rungsfalles oder den Umfang 
der Leistungspflicht war oder 

cb)   wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalles die Frist für 
die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündi­
gung nicht erfolgt war oder

cc)  wenn der Versicherer statt der 
Kündi gung ab dem Zeitpunkt
der Gefahrerhöhung eine sei­
nen Geschäftsgrundsätzen ent­
sprechend erhöhte Prämie
verlangt.

§ 24  Vertraglich vereinbarte, besondere 
Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers, Sicherheitsvorschriften

1. Sicherheitsvorschriften

 Als vertraglich vereinbarte, besondere
Obliegenheiten hat der Versicherungs­
nehmer

a)  die versicherten Sachen, insbeson­
dere wasserführende Anlagen und
Einrich tungen, Dächer und außen an­
gebrachte Sachen stets in ordnungs­
gemäßem Zustand zu erhalten und
Mängel oder Schäden unverzüglich
beseitigen zu lassen,

b)  nicht genutzte Gebäude oder Gebäu­
de teile zu jeder Jahreszeit genügend
häufig zu kontrollieren und dort alle
wasserführenden Anlagen und Ein­
richtungen abzusperren, zu entleeren
und entleert zu halten,

c)  in der kalten Jahreszeit alle Gebäude
und Gebäudeteile zu beheizen und
dies genügend häufig zu kontrollieren 
oder dort alle wasserführenden Anla­
gen und Einrichtungen abzusperren,
zu entleeren und entleert zu halten.

d)  zur Vermeidung von Überschwem­
mungs­ bzw. Rückstauschäden

da)   bei rückstaugefährdeten Räu­
men Rückstausicherungen funk­
tionsbereit zu halten und

db)  Abflussleitungen auf dem Ver­
sicherungsgrundstück freizuhal­
ten.

2. Folgen der Obliegenheitsverletzung

 Verletzt der Versicherungsnehmer eine
der in Nr. 1 genannten Obliegenheiten, ist 
der Versicherer unter den in § 25 Nr. 1 b)
und Nr. 3 beschriebenen Voraussetzun­
gen zur Kündigung berechtigt oder auch
ganz oder teilweise leistungsfrei. 

§ 25  Obliegenheiten vor, bei und nach  Eintritt 
des Versicherungsfalles

1.  Obliegenheiten vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles 

a)  Vertraglich vereinbarte Obliegenhei­
ten, die der Versicherungsnehmer vor
Eintritt des Versicherungsfalles zu er­
füllen hat, sind:

aa)   die Einhaltung aller gesetzli­
chen, behördlichen sowie ver­
traglich vereinbarten Sicher­
heitsvorschriften gemäß § 24,

ab)   die Einhaltung aller sonstigen 
vertraglich vereinbarten Oblie­
genheiten.

b)  Verletzt der Versicherungsnehmer
vor sätzlich oder grob fahrlässig eine
Obliegenheit, die er vor Eintritt des
Versicherungsfalles gegenüber dem
Versicherer zu erfüllen hat, so kann
der Versicherer innerhalb eines Mo­
nats, nachdem er von der Verletzung
Kenntnis erlangt hat, den Vertrag frist­
los kündigen.

 Das Kündigungsrecht des Versicherers
ist ausgeschlossen, wenn der Versi­
cherungsnehmer beweist, dass er die
Obliegenheit weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig verletzt hat.



2.  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des
Versicherungsfalls 

a)  Der Versicherungsnehmer hat bei und
nach Eintritt des Versicherungsfalls 

aa)   nach Möglichkeit für die Ab­
wendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen;

ab)   dem Versicherer den Schaden­
eintritt, nachdem er von ihm 
Kenntnis er langt hat, unverzüg­
lich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – anzuzeigen;

ac)   Weisungen des Versicherers 
zur Schadenabwendung/­min­
derung – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, 
wenn die Umstände dies ge­
statten;

ad)   Weisungen des Versicherers zur 
Schadenabwendung/­minde­
rung, soweit für ihn zumutbar, 
zu befolgen. Erteilen mehrere 
an dem Versiche rungsvertrag 
beteiligte Versicherer unter­
schiedliche Weisungen, hat 
der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln;

ae)   Schäden durch strafbare Hand­
lungen gegen das Eigentum 
unverzüglich der Polizei anzu­
zeigen;

af)   dem Versicherer und der Polizei 
un verzüglich ein Verzeichnis 
der abhanden gekommenen 
Sachen einzureichen;

ag)   das Schadenbild so lange un­
verändert zu lassen, bis die 
Schadenstelle oder die be­
schädigten Sachen durch den 
Versicherer freigegeben wor­
den sind. Sind Veränderungen 
unumgäng lich, sind das Scha­
denbild nachvollziehbar zu do­
kumentieren (z. B. durch Fotos) 
und die beschädigten Sachen 
bis zu einer Besichtigung durch 
den Versicherer aufzubewah­
ren;

ah)   soweit möglich dem Versiche­
rer un ver züglich jede Auskunft 
– auf Verlangen in Schriftform
– zu erteilen, die zur Feststel­
lung des Versiche rungsfalles 
oder des Umfanges der Leis­
tungspflicht des Versicherers
erforderlich ist sowie jede
Unter suchung über Ursache
und Höhe des Schadens und
über den Um fang der Entschä­
digungspflicht zu gestatten;

ai)   vom Versicherer angeforderte 
Belege beizubringen, deren 
Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann.

b)  Steht das Recht auf die vertragliche
Leistung des Versicherers einem Drit­
ten zu, so hat dieser die Obliegenhei­
ten gemäß Nummer 2 a) ebenfalls zu
erfüllen – soweit ihm dies nach den
tatsächlichen und rechtlichen Um­
ständen möglich ist.

3.  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverlet­
zung

a)  Verletzt der Versicherungsnehmer
eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2
vorsätz lich, so ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Oblie­
genheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in dem Verhältnis zu
kürzen, das der Schwere des Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer

groben Fahrlässig keit hat der Versi­
cherungsnehmer zu beweisen.

b)  Außer im Falle einer arglistigen Oblie­
genheitsverletzung ist der Ver sicherer
jedoch zur Leistung verpflichtet, so­
weit der Versicherungsnehmer nach­
weist, dass die Verletzung der Oblie­
genheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles
noch für die Feststellung oder den
Umfang der Leistungs pflicht des Ver­
sicherers ursächlich ist.

c)  Verletzt der Versicherungsnehmer
eine nach Eintritt des Versicherungs­
falles bestehende Auskunfts­ oder
Aufklä rungsobliegenheit, ist der Ver­
sicherer nur dann vollständig oder
teilweise leistungsfrei, wenn er den
Versicherungsnehmer durch geson­
derte Mitteilung in Textform auf diese
Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 26  Entschädigungsberechnung und 
 Unterversicherung

1.  Gleitende Neuwert­ und Neuwertversi­
cherung

a) Der Versicherer ersetzt

aa)   bei zerstörten Gebäuden die 
ortsüblichen Wiederherstel­
lungskosten des Gebäudes 
(einschließlich der Architek­
tengebühren sowie sonstiger 
Konstruktions­ und Planungs­
kosten) unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles, 

ab)   bei beschädigten Gebäuden 
oder sonstigen beschädigten 
Sachen die notwendigen Re­
paraturkosten unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalles 
zuzüglich einer durch die Repa­
ratur nicht auszugleichenden 
Wertminderung, höchstens 
je doch der Versicherungswert 
unmittelbar vor Eintritt des  
Versicherungsfalles, 

ac)   bei zerstörten oder abhanden 
gekommenen sonstigen Sa­
chen den Wiederbeschaffungs­
preis von Sachen gleicher Art 
und Güte im neuwertigen Zu­
stand unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles.

b)  Öffentlich­rechtliche Vorschriften, nach
denen die noch vorhandene und tech­
nisch brauchbare Sachsubstanz der
versicherten und vom Schaden betrof­
fenen Sache für die Wiederherstellung 
nicht wieder verwendet werden darf,
werden bei der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) berücksichtigt,
so weit

ba)   es sich nicht um behördliche
Auflagen handelt, die vor Ein­
tritt des Versicherungsfalles 
erteilt wurden oder

bb)  nicht aufgrund öffentlich­recht­
licher Vorschriften die Nutzung 
der Sachen zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles ganz oder 
teilweise untersagt war.

 Mehrkosten durch behördliche Wie­
derherstellungsbeschränkungen, die 
dadurch entstehen, dass die versi­
cherte und vom Schaden betroffene 
Sache aufgrund öffentlich­rechtlicher 
Vorschriften nicht in derselben Art 
und Güte wiederhergestellt oder wie­
derbeschafft werden darf, werden 
im Rahmen der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) nicht ersetzt, es 
sei denn, dass diese Mehrkosten als 
Technologiefortschritt im Versiche­

rungswert zu berücksichtigen sind. 
Versicherungsschutz für diese Mehr­
kosten besteht gemäß den Vereinba­
rungen zu den versicherten Mehrkos­
ten.

c)  Der erzielbare Verkaufspreis von Res­
ten wird bei der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) angerechnet.

d)  In der Gleitenden Neuwertversiche­
rung und der Neuwertversicherung
erwirbt der Versicherungsnehmer den
Anspruch auf Zahlung des Teils der
Entschädigung, der den Zeitwertscha­
den übersteigt (Neuwertanteil) nur,
soweit und sobald er innerhalb von
drei Jahren nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles sicherstellt, dass er die
Entschädigung verwenden wird, um
versicherte Sachen in gleicher Art und 
Zweckbestimmung an der bisherigen
Stelle wiederherzustellen oder wie­
derzubeschaffen. Ist dies an der bis­
herigen Stelle rechtlich nicht möglich
oder wirtschaftlich nicht zu vertreten,
so genügt es, wenn die Gebäude an
anderer Stelle innerhalb der Bundes­
republik Deutschland wiederherge­
stellt werden. 

 Der Zeitwertschaden errechnet sich aus 
der Entschädigung nach Nr. 1 a), Nr. 1 b) 
und Nr. 1 c) unter Berücksichtigung eines 
Abzuges entsprechend dem insbesonde­
re durch das Alter und den Abnutzungs­
grad bestimmten Zustand.

 Der Versicherungsnehmer ist zur Rück­
zahlung des entschädigten Neuwertan­
teiles an den Versicherer verpflichtet, 
wenn er die auf den Neuwertanteil geleis­
tete Entschädigung schuldhaft nicht zur 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaf­
fung der versicherten Sachen verwendet

2. Zeitwert

Der Versicherer ersetzt

a)  bei zerstörten Gebäuden den Neuwert 
unmittelbar vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles abzüglich der Wertminde­
rung insbesondere durch Alter und
Abnutzungsgrad;

b)  bei beschädigten Gebäuden oder
sonstigen beschädigten Sachen die
notwendigen Reparaturkosten un­
mittelbar vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles zuzüglich einer durch die
Reparatur nicht ausgeglichenen Wert­
minderung, höchstens jedoch den
Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des
Versicherungsfalles;

c)  bei zerstörten oder abhanden ge­
kommenen sonstigen Sachen den
Wiederbeschaffungspreis von Sachen
gleicher Art und Güte im neuwertigen
Zustand zum Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses unter Berücksichtigung
eines Abzuges entsprechend dem
insbesondere durch das Alter und
den Abnutzungsgrad bestimmten Zu­
stand;

d)  Der erzielbare Verkaufspreis von Res­
ten wird bei der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) bis c) angerech­
net.

3. Gemeiner Wert

 Soweit ein Gebäude zum Abbruch be­
stimmt oder sonst dauerhaft entwertet
ist, werden versicherte Sachen nur unter
Zugrundelegung des erzielbaren Ver­
kaufspreises ohne Grundstücksanteile
(Gemeiner Wert) entschädigt.

4.  Mehrkosten durch Preissteigerungen
nach Eintritt des Versicherungsfalles

 Der Versicherer ersetzt die infolge eines
Versicherungsfalles tatsächlich entstan­
denen Aufwendungen für notwendige



Mehrkosten durch Preissteigerungen 
nach Eintritt des Versicherungsfalles.

a)  Mehrkosten durch Preissteigerungen
sind Aufwendungen für Preissteige­
rungen versicherter und vom Schaden 
betroffener Sachen zwischen dem
Eintritt des Versicherungsfalles und
der Wiederherstellung oder Wiederbe­
schaffung.

b)  Wenn der Versicherungsnehmer die
Wiederherstellung oder Wiederbe­
schaffung nicht unverzüglich veran­
lasst, werden die Mehrkosten nur in
dem Umfang ersetzt, in dem sie auch
bei unverzüglicher Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung entstanden
wären.

c)  Mehrkosten infolge von außergewöhn­
lichen Ereignissen, behördlichen
Wiederherstellungs­ oder Betriebs­
beschränkungen oder Kapitalmangel
sind nicht versichert.

 Sofern behördliche Wiederherstel­
lungsbeschränkungen die Wiederher­
stellung oder Wiederbeschaffung der
versicherten und vom Schaden betrof­
fenen Sachen verzögern, werden die
dadurch entstandenen Preissteige­
rungen jedoch ersetzt.

d)  Ist der Zeitwert Versicherungswert, so
werden auch die Mehrkosten nur im
Verhältnis des Zeitwerts zum Neuwert 
ersetzt.

5.  Mehrkosten durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen

 Der Versicherer ersetzt die infolge eines
Versicherungsfalles tatsächlich entstan­
denen Aufwendungen für notwendige
Mehrkosten durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen.

a)  Mehrkosten durch behördliche Wie­
derherstellungsbeschränkungen sind
Aufwendungen, die dadurch entste­
hen, dass die versicherte und vom
Schaden betroffene Sache aufgrund
öffentlich­rechtlicher Vorschriften nicht
in derselben Art und Güte wiederher­
gestellt oder wiederbeschafft werden
darf.

b)  Soweit behördliche Anordnungen vor
Eintritt des Versicherungsfalles erteilt
wurden, sind die dadurch entstehen­
den Mehrkosten nicht versichert. 

 War aufgrund öffentlich­rechtlicher
Vorschriften die Nutzung der Sachen
zum Zeitpunkt des Versicherungs­
falles ganz oder teilweise untersagt,
sind die dadurch entstehenden Mehr­
kosten nicht versichert.

c)  Wenn die Wiederherstellung der ver­
sicherten und vom Schaden betrof­
fenen Sache aufgrund behördlicher
Wiederherstellungsbeschränkungen 
nur an anderer Stelle erfolgen darf,
werden die Mehrkosten nur in dem
Umfang ersetzt, in dem sie auch
bei Wiederherstellung an bisheriger 
Stelle entstanden wären.

d)  Mehrkosten infolge Preissteigerun­
gen, die dadurch entstehen, dass sich 
die Wiederherstellung durch behörd­
liche Wiederherstellungsbeschrän­
kungen verzögert, werden gemäß
Nr. 4 ersetzt.

e)  Ist der Zeitwert Versicherungswert, so
werden auch die Mehrkosten nur im
Verhältnis des Zeitwertes zum Neu­
wert ersetzt. 

 Die Entschädigung ist je Versicherungs­
fall auf 100.000 EUR begrenzt.

6. Kosten

 Berechnungsgrundlage für die Entschädi­
gung versicherter Kosten ist der Nachweis 

tatsächlich angefallener Kosten unter Be­
rücksichtigung der jeweils vereinbarten 
Entschädigungsgrenzen. 

7. Mehrwertsteuer

 Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt,
wenn der Versicherungsnehmer vorsteu­
erabzugsberechtigt ist; das Gleiche gilt,
wenn der Versicherungsnehmer Mehr­
wertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 

8.  Gesamtentschädigung, Kosten auf Wei­
sung des Versicherers

 In der Neu­ und Zeitwertversicherung ist
die Gesamtentschädigung für versicherte
Sachen (siehe § 1), versicherte Kosten
(siehe § 2 und § 26 Nr. 4 und Nr. 5) und
versicherten Mietausfall (siehe § 3) je 
Versicherungsfall auf die Versicherungs­
summe begrenzt. Schadenabwendungs­ 
und Schadenminderungskosten, die auf
Weisung des Versicherers entstanden
sind, werden unbegrenzt ersetzt. 

9.  Feststellung und Berechnung einer Unter­
versicherung 

 Ist die Versicherungssumme zum Zeit­
punkt des Versicherungsfalles in der Glei­
tenden Neuwertversicherung (siehe § 9),
in der Neu­ und Zeitwertversicherung
sowie Versicherung zum gemeinen Wert
(siehe § 11) niedriger als der Versiche­
rungswert der versicherten Sachen (Un­
terversicherung), wird die Entschädigung
(siehe Nr. 1.) im Verhältnis von Versiche­
rungssumme zum Versicherungswert in
der Weise gekürzt, dass der Schaden mit
der Versicherungssumme multipliziert
und durch den Versicherungswert geteilt
wird. Entsprechendes gilt für die Berech­
nung versicherter Kosten (siehe § 2 und
§ 26 Nr.4 und 5) und versicherten Miet­
ausfalls (siehe § 3). 

 Bei der Ermittlung von Versicherungs­
summe und Versicherungswert sind wert­
steigernde bauliche Maßnahmen gemäß 
§ 9 Nr. 2. zu berücksichtigen.

§ 27  Zahlung und Verzinsung der 
 Entschädigung

1. a)  Die Entschädigung wird fällig, wenn
die Feststellungen des Versicherers 
zum Grunde und zur Höhe des An­
spruchs abgeschlossen sind. Der 
Versiche rungs nehmer kann einen 
Monat nach Meldung des Schadens 
den Betrag als Abschlagzahlung be­
anspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist. 

b)  Der über den Zeitwertschaden hinaus­
gehende Teil der Entschädigung wird
fällig, nachdem der Versicherungs­
nehmer gegen über dem Ver sicherer 
den Nach weis geführt hat, dass er
die Wieder herstellung oder Wiederbe­
schaffung sichergestellt hat.

2.  Der Versicherungsnehmer ist zur Rück­
zahlung der vom Versicherer nach 1 b)
geleisteten Entschädigung verpflichtet,
wenn die Sache infolge eines Verschul­
dens des Versicherungsnehmers nicht
innerhalb einer angemessenen Frist wie­
derhergestellt oder wiederbeschafft wor­
den ist.

3.  Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus
einem anderen Rechtsgrund eine weiter­
gehende Zinspflicht besteht: 

a)  Die Entschädigung ist – soweit sie
nicht innerhalb eines Monats nach
Meldung des Schadens geleistet wird
– seit Anzeige des Schadens zu ver­
zinsen.

b)  Der über den Zeitwertschaden hinaus­
gehende Teil der Entschädigung ist ab
dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem 
der Versicherungsnehmer die Sicher­

stellung der Wiederherstellung oder 
Wiederbe schaffung versicherter Sa­
chen gegenüber dem Versicherer 
nachgewiesen hat.

c)  Die Zinsen werden zusammen mit der
Entschädigung fällig.

d)  Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt un­
ter dem jeweiligen Basiszinssatz des
Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247
BGB), min des tens jedoch bei 4 Pro­
zent und höchs tens bei 6 Prozent Zin­
sen pro Jahr.

4.  Bei der Berechnung der Fristen gemäß 
Nr. 1, 3 a) und 3 b) ist der Zeitraum nicht
zu berücksichtigen, in dem infolge Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht
gezahlt werden kann.

5.  Der Versicherer kann die Zahlung auf­
schieben, solange 

a)  Zweifel an der Empfangsberechtigung
des Versicherungsnehmers bestehen;

b)  ein behördliches oder strafgericht­
liches Verfahren gegen den Versi­
cherungsnehmer oder seinen Re­
präsentanten aus Anlass dieses
Versicherungsfalles noch läuft;

c)  eine Mitwirkung des Realgläubigers
gemäß den gesetzlichen Bestimmun­
gen über die Sicherung von Realgläu­
bigern nicht erfolgte.

§ 28  Keine Leistungspflicht aus 
besonderen Gründen

1.  Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbei­
führung des Versicherungsfalles 

a)  Führt der Versicherungsnehmer den
Versicherungsfall vorsätzlich herbei, 
so ist der Versicherer von der Entschä­
digungspflicht frei.

 Ist die Herbeiführung des Schadens
durch rechtskräftiges Strafurteil we­
gen Vorsatzes in der Person des Versi­
cherungsnehmers festgestellt, so gilt
die vorsätzliche Herbei führung des
Schadens als bewiesen.

b)  Führt der Versicherungsnehmer den
Schaden grob fahrlässig herbei, so ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leis­
tung in einem der Schwere des Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

2.  Arglistige Täuschung nach Eintritt des
Versicherungsfalles 

 Der Versicherer ist von der Entschädi­
gungs pflicht frei, wenn der Versicherungs­
nehmer den Versicherer arglistig über Tat­
sachen, die für den Grund oder die Höhe
der Ent schädigung von Bedeutung sind,
täuscht oder zu täuschen versucht.

 Ist die Täuschung oder der Täuschungs­
versuch durch rechtskräftiges Strafurteil
gegen den Versicherungsnehmer wegen
Betruges oder Betrugsversuches festge­
stellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen.

§ 29 Überversicherung

1.  Übersteigt die Versicherungssumme den
Wert des versicherten Interesses erheb­
lich, so kann sowohl der Versicherer als
auch der Versicherungsnehmer verlan­
gen, dass zur Beseitigung der Überver­
sicherung die Versicherungssumme mit
sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab
Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist 
für die Höhe der Prämie der Betrag maß­
gebend, den der Versicherer berechnet
haben würde, wenn der Vertrag von vorn­
herein mit dem neuen Inhalt geschlossen 
worden wäre.



2.  Hat der Versicherungsnehmer die Über­
versicherung in der Absicht geschlos­
sen, sich dadurch einen rechtswidrigen
Vermögens vorteil zu verschaffen, ist der
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die 
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem
er von den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 30 Mehrere Versicherungen

1.  Anzeigepflicht

 Wer bei mehreren Versicherern ein Inter­
esse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist 
verpflichtet, dem Versicherer die andere
Ver sicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versiche­
rer und die Versicherungssumme anzuge­
ben.

2.  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeige­
pflicht 

 Verletzt der Versicherungsnehmer die
Anzeige pflicht (siehe Nr.1) vorsätzlich
oder grob fahrlässig, ist der Versicherer
unter den in § 22 beschriebenen Voraus­
setzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei.
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der
Versicherer vor Eintritt des Versicherungs­
falles Kenntnis von der anderen Versiche­
rung erlangt hat.

3.  Haftung und Entschädigung bei Mehr­
fach versicherung 

a)  Ist bei mehreren Versicherern ein
Interesse gegen dieselbe Gefahr
versichert und übersteigen die Ver­
sicherungssummen zusammen den
Versicherungswert oder übersteigt
aus anderen Gründen die Summe der
Entschädigungen, die von jedem Ver­
sicherer ohne Bestehen der anderen
Versicherung zu zahlen wären, den
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach­
versicherung vor.

b)  Die Versicherer sind in der Weise als
Gesamtschuldner verpflichtet, dass
jeder für den Betrag aufzukommen
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungs­
nehmer kann aber im Ganzen nicht
mehr als den Betrag des ihm entstan­
denen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verträge bei
demselben Versicherer bestehen.

 Erlangt der Versicherungsnehmer
oder der Versicherte aus anderen
Versiche rungsverträgen Entschädi­
gung für denselben Schaden, so er­
mäßigt sich der Anspruch aus dem
vorliegenden Vertrag in der Weise,
dass die Entschädigung aus allen
Verträgen insgesamt nicht höher ist,
als wenn der Gesamtbetrag der Ver­
sicherungssummen, aus denen die
Prämien errechnet wurden, nur in
diesem Vertrag in Deckung gegeben
worden wäre. Bei Vereinbarung von
Ent schädi gungsgrenzen ermäßigt 
sich der Anspruch in der Weise, dass
aus allen Verträgen insgesamt keine
höhere Entschädigung zu leisten ist, 
als wenn der Gesamt betrag der Ver­
sicherungs summen in diesem Vertrag
in Deckung gegeben worden wäre.

c)  Hat der Versicherungsnehmer eine
Mehrfachversicherung in der Absicht
ge schlos sen, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht 
geschlossene Vertrag nichtig.

 Dem Versicherer steht die Prämie bis
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von
den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

4.  Beseitigung der Mehrfachversicherung

a)  Hat der Versicherungsnehmer den Ver­
trag, durch den die Mehrfachversiche­
rung entstanden ist, ohne Kenntnis
von dem Entstehen der Mehrfachver­
sicherung geschlossen, kann er ver­
langen, dass der später geschlossene
Vertrag aufgehoben oder die Versiche­
rungssumme unter verhältnismäßiger
Minderung der Prämie auf den Teilbe­
trag herabgesetzt wird, der durch die
frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

 Die Aufhebung des Vertrages oder die
Herabsetzung der Versicherungssum­
me und Anpassung der Prämie werden 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung dem Versicherer zugeht.

b)  Die Regelungen nach a) sind auch an­
zuwenden, wenn die Mehrfachversi­
cherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versi­
cherungsverträge der Versicherungs­
wert gesunken ist. Sind in diesem Fall 
die mehreren Versicherungsverträge
gleichzeitig oder im Einvernehmen
der Versicherer geschlossen worden,
kann der Versiche rungs nehmer nur 
die verhältnismäßige Herabsetzung
der Versicherungssummen und der
Prämien verlangen.

§ 31 Sachverständigenverfahren

1.  Der Versicherungsnehmer kann nach Ein­
tritt des Versicherungsfalles durch einsei­
tige Erklärung gegenüber dem Versicherer 
verlangen, dass die Höhe des Schadens
durch Sachverständige festgestellt wird.
Ein solches Sachverständigenverfahren
können Ver sicherer und Versicherungs­
nehmer auch vereinbaren. Das Sachver­
ständigenverfahren kann durch Verein­
barung auf weitere Feststellungen zum
Versicherungsfall ausgedehnt werden.

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a)  Jede Partei hat in Textform einen
Sachverständigen zu benennen. Eine
Partei, die ihren Sachverständigen
benannt hat, kann die andere unter
Angabe des von ihr genannten Sach­
verständigen in Textform auffordern,
den zweiten Sachverständigen zu be­
nennen. Wird der zweite Sachverstän­
dige nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Aufforderung be­
nannt, so kann ihn die auffordernde
Partei durch das für den Schadenort
zuständige Amtsgericht ernennen
lassen. In der Aufforderung durch den 
Versicherer ist der Versicherungsneh­
mer auf diese Folge hinzuweisen.

b)  Der Versicherer darf als Sachverstän­
dige keine Person benennen, die Mit­
bewerber des Versicherungsnehmers
sind oder mit ihm in dauernder Ge­
schäftsverbindung stehen; ferner kei­
ne Person, die bei Mitbewerbern oder 
Geschäftspartnern angestellt sind
oder mit ihnen in einem ähnlichen
Verhältnis steht. 

c)  Beide Sachverständige benennen in
Textform vor Beginn ihrer Feststellun­
gen einen dritten Sachverständigen
als Obmann. Die Regelung unter b)
gilt entsprechend für die Benennung
eines Obmannes durch die Sachver­
ständigen. Einigen sich die Sachver­
ständigen nicht, so wird der Obmann
auf Antrag einer Partei durch das für
den Schadenort zuständige Amtsge­
richt ernannt 

3.  Die Feststellungen der Sachverständigen
müssen enthalten: 

a)  ein Verzeichnis der zerstörten, be­
schädigten und abhanden gekomme­

nen versicherten Sachen sowie deren 
nach dem Versicherungsvertrag in  
Frage kommenden Versicherungswer­
te zum Zeitpunkt des Versicherungs­
falles, 

b)  die Wiederherstellungs­ und Wieder­
beschaffungskosten,

c)  die Restwerte der vom Schaden be­
troffenen Sachen,

d)  die nach dem Versicherungsvertrag
ver sicherten Kosten und den versi­
cherten Mietausfall bzw. Mietwert,

e)  den Versicherungswert der nicht vom
Schaden betroffenen versicherten
Sachen zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalles, wenn kein Unterversiche­
rungsverzicht gegeben ist,

4.  Der Sachverständige übermittelt seine
Feststellungen beiden Parteien gleich­
zeitig. Weichen die Feststellungen der
Sachverständigen voneinander ab, so
übergibt der Versicherer sie unverzüglich
dem Obmann. Dieser entscheidet über
die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sach­
verständigen gezogenen Grenzen und
übermittelt seine Entscheidung beiden
Parteien gleichzeitig.

 Die Feststellungen der Sachverständigen
oder des Obmannes sind für den Versi­
cherer und den Versicherungsnehmer ver­
bindlich. Aufgrund dieser Feststellungen
berechnet der Versicherer die Entschädi­
gung.

 Im Falle unverbindlicher Feststellungen 
erfolgen diese durch gerichtliche Ent­
scheidung. Dies gilt auch, wenn die
Sachverständigen die Feststellung nicht
treffen können oder wollen oder sie ver­
zögern.

5.  Jede Partei trägt die Kosten ihres Sach­
verständigen. Die Kosten des Obmannes
tragen beide Parteien je zur Hälfte.

§ 32 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen

 Steht dem Versicherungsnehmer ein Er­
satzanspruch gegen einen Dritten zu,
geht dieser Anspruch auf den Versicherer
über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum
Nachteil des Versicherungsnehmers gel­
tend gemacht werden. Richtet sich der 
Ersatzanspruch des Versicherungsneh­
mers gegen eine Person, mit der er bei
Eintritt des Schadens in häuslicher Ge­
meinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn,
diese Person hat den Schaden vorsätzlich 
verursacht.

2.  Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatz­
ansprüchen

 Der Versicherungsnehmer hat seinen
Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung
dieses Anspruchs dienendes Recht un­
ter Beach tung der geltenden Form­ und
Fristvorschriften zu wahren, und nach
Übergang des Ersatz anspruchs auf den
Versicherer bei dessen Durchsetzung
durch den Versicherer soweit erforderlich
mitzuwirken.

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese
Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer 
zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als
er infolge dessen keinen Ersatz von dem
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob
fahr lässigen Verletzung der Obliegenheit ist 
der Ver sicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Ver schuldens des
Ver sicherungs nehmers ent sprechenden 
Ver hältnis zu kürzen; die Beweis last für das 
Nicht vorliegen einer groben Fahr lässigkeit
trägt der Versicherungs nehmer.



§ 33 Mehrere Versicherungsnehmer

 Besteht der Vertrag mit mereren Versi­
cherungsnehmern, so muss sich jeder 
Versicherungs nehmer Kenntnis und Ver­
halten der übrigen Versicherungsnehmer 
zurechnen lassen.

§ 34 Wohnungs- und Teileigentum

1.  Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft
von Wohnungseigentümern der Versi­
cherer wegen des Verhaltens einzelner
Wohnungseigentümer ganz oder teilwei­
se leistungsfrei, so kann er sich hierauf
gegenüber den übrigen Wohnungseigen­
tümern wegen deren Sondereigentums
sowie deren Miteigentumsanteile nicht
berufen. 

 Der Wohnungseigentümer, in dessen Per­
son der Verwirkungsgrund vorliegt, hat
dem Versicherer die darauf entfallenden
Aufwendungen zu ersetzen.

2.  Die übrigen Wohnungseigentümer kön­
nen verlangen, dass der Versicherer sie
auch insoweit entschädigt, als er ge­
genüber einzelnen Miteigentümern leis­
tungsfrei ist, sofern diese zusätzliche
Entschädigung zur Wiederherstellung des 
gemeinschaftlichen Eigentums verwen­
det wird. 

 Der Wohnungseigentümer, in dessen
Person der Verwirkungsgrund vorliegt, ist
verpflichtet, dem Versicherer diese Mehr­
aufwendungen zu erstatten. 

3.  Für die Gebäudeversicherung bei Teil­
eigentum gilt Nr. 1 und Nr. 2 entspre­
chend. 

§ 35 Versicherung für fremde Rechnung

1.  Rechte aus dem Vertrag 

 Der Versicherungsnehmer kann den Ver­
siche rungsvertrag im eigenen Namen für
das Interesse eines Dritten (Versicher­
ten) schließen. Die Ausübung der Rechte 
aus diesem Vertrag steht nur dem Ver­
siche rungs nehmer und nicht auch dem
Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der
Versicherte den Versicherungsschein be­
sitzt.

2.  Zahlung der Entschädigung 

 Der Versicherer kann vor Zahlung der Ent­
schä digung an den Versicherungsnehmer 
den Nachweis verlangen, dass der Ver­
sicherte seine Zustimmung dazu erteilt
hat. Der Versicherte kann die Zahlung der 
Entschädigung nur mit Zustimmung des
Versiche rungsnehmers verlangen.

3.  Kenntnis und Verhalten 

a)  Soweit die Kenntnis und das Verhal­
ten des Versicherungsnehmers von
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei
der Versiche rung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten
des Versicherten zu berücksichtigen.
Soweit der Vertrag Interessen des
Versicherungs nehmers und des Ver­
sicherten umfasst, muss sich der Ver­
sicherungsnehmer für sein Interesse
das Verhalten und die Kenntnis des
Versicherten nur zurechnen lassen,
wenn der Versicherte Repräsen tant
des Versicherungsnehmers ist.

b)  Auf die Kenntnis des Versicherten
kommt es nicht an, wenn der Vertrag
ohne sein Wissen abgeschlossen
worden ist oder ihm eine rechtzeitige
Benachrichtigung des Versicherungs­
nehmers nicht möglich oder nicht zu­
mutbar war.

c)  Auf die Kenntnis des Versicherten
kommt es dagegen an, wenn der
Versicherungs nehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten ge­

schlossen und den Versicherer nicht 
darüber informiert hat.

§ 36 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevoll­
mächtigt, vom Versicherungsnehmer ab­
gegebene Erklärungen entgegenzuneh­
men betreffend

a)  den Abschluss bzw. den Widerruf 
eines Versicherungsvertrages,

b)  ein bestehendes Versicherungsverhält­
nis einschließlich dessen Beendigung,

c)  Anzeige­ und Informationspflichten
vor Abschluss des Vertrages und wäh­
rend des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevol­
mächtigt, vom Versicherer ausgefertigte
Versicherungsscheine oder deren Nach­
träge dem Versicherungsnehmer zu über­
mitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevoll­
mächtigt, Zahlungen, die der Versiche­
rungs nehmer im Zusammenhang mit der
Vermittlung oder dem Abschluss eines
Versicherungsvertrags an ihn leistet, an­
zunehmen. Eine Beschränkung dieser
Vollmacht muss der Versicherungsneh­
mer nur gegen sich gelten lassen, wenn
er die Beschränkung bei der Vornahme
der Zahlung kannte oder in Folge grober
Fahr lässigkeit nicht kannte.

§ 37 Repräsentanten

 Der Versicherungsnehmer muss sich die 
Kennt nis und das Verhalten seiner Reprä­
sentanten zurechnen lassen.

§ 38 Verjährung

 Die Ansprüche aus dem Versicherungs­
vertrag verjähren in drei Jahren.

 Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch ent­
standen ist und der Gläubiger von den 
Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis 
erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit er­
langen müsste.

 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungs­
vertrag bei dem Versicherer angemeldet 
worden, zählt bei der Fristberechnung 
der Zeitraum zwischen Anmeldung und 
Zugang der in Textform mitge teilten Ent­
scheidung des Versicherers beim An­
spruchsteller nicht mit.

§ 39 Gerichtsstand

1.  Klagen gegen den Versicherer oder Ver­
sicherungsvermittler 

 Für Klagen aus dem Versicherungsver­
trag oder der Versicherungsvermittlung
ist neben den Gerichtsständen der Zivil­
prozessordnung auch das Gericht örtlich
zuständig, in dessen Bezirk der Versiche­
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat. 

2.  Klagen gegen Versicherungsnehmer 

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
oder der Versicherungsvermittlung gegen 
den Versicherungsnehmer ist ausschließ­
lich das Gericht örtlich zuständig, in des­
sen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, 
in Ermangelung eines solchen seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat.

§ 40 Anzeigen / Willenserklärungen

1.  Form

 Soweit gesetzlich keine Schriftform ver­
langt ist und soweit in diesem Vertrag
nicht etwas anderes bestimmt ist, sind
die für den Versicherer bestimmten Er­
klärungen und Anzeigen, die das Ver­
sicherungsverhältnis betreffen und die
unmittelbar gegenüber dem Versicherer
erfolgen, in Textform abzugeben.

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die
Hauptverwaltung des Versicherers oder
an die im Versicherungsschein oder in
dessen Nachträgen als zuständig be­
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die ge­
setzlichen Regelungen über den Zugang
von Erklärungen und Anzeigen bleiben
unberührt.

2.  Nichtanzeige einer Anschriften­ bzw. Na­
mensänderung 

 Hat der Versicherungsnehmer eine Än­
derung seiner Anschrift dem Versicherer
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willens­
erklärung, die demVersicherungsnehmer
gegenüber abzugeben ist, die Absen­
dung eines ein geschriebenen Briefes
an die letzte dem Ver sicherer bekannte
Anschrift. Ent sprech endes gilt bei ei­
ner dem Versicherer nicht angezeigten
Namens änderung. Die Erklä rung gilt drei
Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen.

3.  Nichtanzeige der Verlegung der gewerb­
lichen Niederlassung 

 Hat der Versicherungsnehmer die Ver­
siche rung unter der Anschrift seines
Gewerbe betriebs abgeschlossen, finden
bei einer Verlegung der gewerblichen Nie­
derlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 
entsprechend Anwendung.

§ 41 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.



  Die Entschädigung für Glasscheiben ist 
je Ver sicherungsfall (§ 4 VGB 2000 – 
Fassung 2012 und § 3 der Zusätzlichen 
 Bedingungen zur Hausratversicherung) 
auf 500 EUR begrenzt.

Die nachstehend aufgeführten Positionen 
gelten summarisch in einer Position mit 
dem Entschädi gungs betrag bis zur Höhe der 
Versicherungs summe auf Erstes Risiko ver-
sichert:

 § 2 Nr. 1. a), b) und c) VGB 2000 – Fas-
sung 2012 (Aufräumungs- und Abbruch-
kosten, Bewegungs- und Schutzkosten,
Schaden abwendungs- und Schaden-
minderungskosten, Kosten für proviso-
rische Reparaturmaßnahmen,

 § 26 Nr. 5. VGB 2000 – Fassung 2012
(Mehrkosten infolge behördlicher Auf-
lagen), 

 § 2 Nr. 1. a) – h) und § 2 a) Nr. 1 a) der
Zusätzlichen Bedingungen zur Hausrat-
versicherung ( Aufräumungskosten-, Be-
wegungs- und Schutzkosten, Transport- 
und Lagerkosten, Schlossänderungs-
kosten, Bewachungskosten, Kosten für
provisorische Maßnahmen, Reparatur-
kosten für  Gebäudeschäden, Reparatur-
kosten für gemietete Ferien- / Wochen-
endhäuser, Schadenabwendungs- und
Schadenminderungskosten).

Selbstbeteiligung
 Für jeden Versicherungsfall (siehe § 4 
VGB 2000 – Fassung 2012 und § 3 der 
Zusätzlichen Beding ungen zur Hausrat-
versicherung) gilt eine Selbst beteiligung 
in Höhe von 150 EUR als vereinbart.

Tarifanpassung
1.  Der Prämiensatz wird unter Berücksich-

tigung der Schadenaufwendungen, der
Kosten (Provi sionen, Sach- und Perso-
nalkosten und Aufwand für Rückversi-
cherung), des Gewinnansatzes und ggf.
der Feuerschutzsteuer kalkuliert.

2.  Der Versicherer ist berechtigt, den Prä-
miensatz für bestehende Versicherungs-
verträge jährlich zu überprüfen. Hierbei
ist zusätzlich auf der Basis der bisheri-
gen Schadenentwicklung auch die vor-
aussichtliche künftige Entwicklung des
unternehmensindividuellen Schadenbe-
darfs zu berücksichtigen.

3.  Tarifliche Anpassungen von Prämiensät-
zen können vom Versicherer zur Haupt-
fälligkeit des Vertrages mit Wirkung ab
Beginn des nächsten Versicherungsjah-
res vorgenommen werden.

4.  Der Prämiensatz wird für Teile des
 Gesamtbestandes, die nach objektiv
risiko bezogenen Kriterien abgrenzbar
sind (z. B. Nutzungs art der Gebäude, 
Bauart, Alter oder geographische Lage),
mittels anerkannter mathematisch-wsta-
tistischer oder geo graphischer Verfahren 
getrennt ermittelt. Preissteigerungen,
die in die Ent wicklung des Anpassungs-
faktors eingeflossen sind, dürfen bei der 
Neukal kulation nicht noch einmal be-
rücksichtigt werden.

5.  Der Versicherer ist berechtigt, einen sich
ergebenden Anpassungsbedarf an die
betroffenen Versicherungsverträge wei-
terzugeben.

5.1.  Prämiensenkungen gelten  automatisch 
– auch ohne Information des Ver si che-
rungs nehmers – als vereinbart.

5.2.  Prämienerhöhungen werden dem Ver-
sicherungsnehmer unter Gegenüberstel-
lung der alten und neuen Prämienhöhe 
mindestens einen Monat vor Haupt-
fälligkeit mitgeteilt. Der Versicherungs-
nehmer kann den Ver sicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Eingang 
der Mitteilung mit sofortiger Wirkung, 
frühestens jedoch zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Prämien erhöhung, 
kündigen. 

6.  Individuell vereinbarte Zuschläge oder
tarifliche Nachlässe bleiben von der
 Tarifanpassung unberührt. 

7.  Die bedingungsgemäße Änderung des
Anpassungs faktors bleibt von diesen
Bestimmungen unberührt.

Unterversicherung
1.  Der Versicherer nimmt keinen Abzug

 wegen Unterversicherung vor (Unterversi-
cherungsverzicht), sofern die Anzahl der
Quadratmeter Wohnfläche und die
 Angaben zu den Risiko zuschlägen / Ge-
fahrerhöhungen korrekt angegeben
 wurden.

2.  Eine Unterversicherung wird im Verhält-
nis der tatsächlich zu berechnenden
Prämie zu der aufgrund der Antragsan-
gaben berechneten Prämie im Schaden-
fall angerechnet.

3.  Eine Unterversicherung wird insofern
auch dann angerechnet, wenn die Frage 
nach den Risikozuschlägen / Gefahrer-
höhungen nicht wahrheits gemäß be-
antwortet wurde.

4.  Ergibt sich im Versicherungsfall, dass
die Beschreibung des Gebäudes und
die Angaben zu den Risikozuschlägen /
Gefahrerhöhungen gemäß Antrag von
den tatsächlichen Verhält nissen bei
Vertragsabschluss abweicht, so besteht 
der Unterversicherungsverzicht gemäß
Nr. 1 weiterhin, wenn die abweichenden
An gaben nicht auf Vorsatz oder grober
Fahrlässig keit des Versicherungsneh-
mers beruhen.

5.  Der Unterversicherungsverzicht gemäß
Nr. 1 gilt ferner nicht, wenn die Wohn-
fläche des Gebäudes nach Vertragsab-
schluss durch bauliche Maßnahmen ver-
ändert oder eine einen Risikozuschlag
auslösende Veränderung vorgenommen
wurde und die Veränderung dem Ver-
sicherer nicht unverzüglich angezeigt
wurde.

Zusätzliche Bedingungen zur 
Wohngebäudeversicherung
1.  Abweichend von § 3 VGB 2000 – Fas-

sung 2012 gilt Mietausfall vom Ver-
sicherungsschutz ausgeschlossen.

2.  In Erweiterung zu § 6 Nr. 1 VGB 2000 –
Fassung 2012 gilt Wasser, das aus
Kanis tern, Zisternen und vergleichbaren
Wasserbehältnissen und dem damit
verbundenen Leitungssystem austritt,
Leitungswasser gleichgestellt.

Zusätzliche Bedingungen zur 
Hausratversicherung
§ 1  Versicherte und nicht versicherte

Sachen
1.  Versichert ist der gesamte Hausrat in

der im Versicherungsschein bezeichne-
ten Wohnung (Versicherungsort). Dazu
gehören alle Sachen, die dem Haushalt
des Versicherungs nehmers zur priva-
ten Nutzung (Gebrauch bzw. Verbrauch)
 dienen.

2.  Versichert sind auch

a)  Anbaumöbel / -küchen, die serien-
mäßig produziert und nicht indivi-
duell für das Gebäu de gefertigt,
sondern lediglich mit einem gewis-
sen Einbauaufwand an die Ge bäude-
verhältnisse angepasst worden sind,

b)  Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauch-
boote einschließlich ihrer Motoren
sowie Surfgeräte, Fall- / Gleit schirme
und nicht motorisierte Flug drachen,

c)  Krankenfahrstühle, Rasenmäher, Go- 
Karts und Spielfahrzeuge, soweit diese
nicht versicherungspflichtig sind,

d)  Kleintiere (z. B.Hunde, Katzen, Vögel).

3.  Die in Nr. 1 und 2 genannten Sachen und 
Klein tiere sind auch versichert, soweit
sie fremdes Eigentum sind.

4. Versichert sind ferner

a)  privat genutzte Antennenanlagen und
Markisen,

b)  in das Gebäude eingefügte Sachen,
die der Versicherungsnehmer als
Mieter auf seine Kosten beschafft
oder übernommen hat und für die er
nach Vereinbarung mit dem Ver mieter 
die Gefahr trägt. Eine anderweitige

Die in den nachstehenden Besonderen 
Ver-ein barungen zur Wochenendhaus-
Kompakt-Police aufgeführten 
Sondervereinba run gen gelten grundsätzlich 
vorrangig etwaiger in den Allgemeinen 
Wohngebäude-Versicherungs-bedingungen 
(VGB 2000 – Fassung 2012) aufgeführten 
abweichenden Bestimmungen.

Besondere Vereinbarungen 
zur Wochenendhaus- 
Kompakt-Police
Fassung 2020
Versichert ist die Wohngebäude- und 
die Haus rat versicherung für das im 
Versiche-rungsschein genannte Objekt.

Die vereinbarte Versicherungssumme 
gilt sum marisch in einer Position auf 
Erstes Risi-ko für die Wohngebäude- und die 
Hausratver-sicherung. Versicherungswert 
ist grundsätz-lich der Neuwert (§ 11 VGB 
2000 – Fassung 2012 und § 11 der 
Zusätzlichen Bedingungen zur Hausrat 
versicherung) der versicherten Sachen (§ 
1 VGB 2000 – Fassung 2012 und § 1 der 
Zusätzlichen Bedingungen zur Haus-
ratversicherung).

Ist der Zeitwert der versicherten Sachen 
im Schaden fall niedriger als 40 % des 
Neuwer-tes, gilt als Versicherungswert nur 
der Zeit-wert.

Der Zeitwert errechnet sich aus dem 
Neuwert (Wiederbeschaffungspreis von 
Sachen glei-cher Art und Güte) in 
neuwertigem Zustand abzüglich der 
Wertminderung durch Alter und Abnutzung.

Übergreifende Entschädigungsgrenzen
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Vereinbarung über die Gefahrtragung 
ist vom Versicherungsnehmer nach-
zuweisen.

5.  Sofern die ursprünglich vom Gebäude-
eigen tümer eingebrachten oder in des-
sen Eigentum über gegangenen Sachen
durch den Mieter ersetzt werden – auch
höher- oder geringerwertigere –, sind
diese Sachen im Rahmen dieses Vertra-
ges nicht versichert.

6.  Die Entschädigung für Fahrräder nach ei-
nem Einbruchdiebstahl (siehe § 5 Nr. 1.
und 2.) ist je Fahrrad auf 200 EUR be-
grenzt. 

7.  Die Entschädigung für Foto- und Filmap-
parate sowie elektronische Geräte der
Kommunikations- und Unterhaltungs-
technik, z. B. Handy, PDA, Blackberry,
Fernseher, Radios, Stereo an lagen, Note-
books,  Computer, Pocket-PCs, MP3-
Player, Video-, CD- oder DVD-Player
(auch tragbare), Spielekonsolen, Organi-
zer, Navigationssysteme etc., jeweils mit 
Zubehör, ist insge samt auf 2.000 EUR je
Versicherungsfall (siehe § 3) begrenzt.

8. Nicht versichert sind

a) Wertsachen

aa)  Bargeld und auf Geldkarten gela-
dene Beträge (z. B. Chipkarte),

 ab)  Urkunden einschließlich Sparbü-
cher und sonstige Wertpapiere, 

 ac)   Schmucksachen, Edelsteine, Per-
len, Briefmarken, Telefonkarten-
sammlungen, Münzen und Me-
daillen sowie alle Sachen aus Gold 
oder Platin,

 ad)  Pelze, handgeknüpfte Teppiche 
und Gobelins, Kunstgegenstände 
(z. B. Ge mälde, Collagen, Zeich-
nungen, Graphiken und Plastiken) 
sowie nicht in ac) genannte Sa-
chen aus Silber,

 ae)  sonstige Sachen, die über 100 
Jahre alt sind (Antiquitäten), je-
doch mit Aus nahme von Möbel-
stücken.

b)  Gebäudebestandteile, es sei denn,
sie sind in Nr. 4 genannt,

c)  Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger 
sowie Teile und Zubehör von Kraft-
fahrzeugen und Anhängern, es sein
denn, sie sind in Nr. 2 c) genannt,

d)  Luft- und Wasserfahrzeuge, es sei
denn, sie sind in Nr. 2 b) genannt,
einschließlich nicht eingebauter
Teile,

e)  Hausrat von Mietern und Untermie-
tern in dem Ferien- / Wochenendhaus 
des Versicherungs nehmers,

f)   Arbeitsgeräte, Einrichtungsgegen-
stände und Handelsware, die dem 
Beruf oder dem Gewerbe des Versi-
cherungsnehmers oder einer mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Person dienen.

§ 2   Versicherte Kosten
1.  Versichert sind die infolge eines Ver-

sicherungs falles (siehe § 3) notwendigen

a) Aufräumungskosten

 Kosten für das Aufräumen versicher-
ter Sachen (siehe § 1) sowie für das
Wegräumen und den Abtransport
von zerstörten und beschädigten ver-
sicherten Sachen zum nächsten Ab-
lagerungsplatz und für das Ablagern
und Vernichten.

b) Bewegungs- und Schutzkosten

 Bewegungs- und Schutzkosten die
dadurch entstehen, dass zum Zweck
der Wieder her stellung oder Wieder-
beschaffung versicherter Sachen (sie-
he § 1) andere Sachen bewegt, verän-
dert oder geschützt werden müssen.

c) Transport- und Lagerkosten

 Kosten für Transport und Lagerung
des ver sicherten Hausrats, wenn
das Ferien- / Wochen endhaus (siehe
§ 9 Nr. 2) unbenutzbar wurde und
dem Versicherungsnehmer auch die
Lagerung in einem benutzbaren Teil
nicht zumutbar ist. Die Kosten für
die Lager ung werden bis zu dem Zeit-
punkt ersetzt, in dem das Ferien- /
Wochenendhaus wieder benutzbar
oder eine Lagerung in einem benutz-
baren Teil des Ferien- / Wochen end-
hauses wieder zumutbar ist, längs-
tens für die Dauer von 100 Tagen.

d) Schlossänderungskosten

 Kosten für Schlossänderungen des
Ferien- / Wochenendhauses (siehe § 9
Nr. 2), wenn Schlüssel für Türen des
Ferien- / Wochenendhauses durch 
einen Versicherungsfall (siehe § 3)
abhanden gekommen sind.

e)  Bewachungskosten

 Kosten für die Bewachung versicher-
ter Sachen (siehe § 1), wenn das
Ferien- / Wochenendhaus (siehe § 9
Nr. 2) unbewohnbar wurde und 
Schließvorrichtungen und sonstige
Sicherungen keinen ausreichenden
Schutz bieten. Die Kosten werden bis 
zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die
Schließvorrichtungen oder sonstige
Sicherungen wieder voll gebrauchs-
fähig sind, längstens für die Dauer
von 48 Stunden.

f)   Kosten für provisorische Maß-
nahmen

 Kosten für provisorische Maßnah-
men zum Schutz versicherter Sachen
 (siehe § 1).

g)  Reparaturkosten für Gebäudeschä-
den

 Kosten für Reparaturen von Ge-
bäudeschäden, die im Bereich des
Ferien- / Wochenendhauses (siehe 
§ 9 Nr. 2) durch Einbruchdiebstahl, 
Beraubung oder den Versuch einer
solchen Tat (siehe § 5) oder inner-
halb des  Ferien- / Wochenendhauses
durch Van dalismus (siehe § 6) nach
einem Einbruch oder einer Berau-
bung entstanden sind.

h)  Reparaturkosten für gemietete
 Ferien- / Wochenendhäuser

 Kosten für Reparaturen in gemieteten 
Ferien- / Wochenendhäusern (siehe 
§ 9 Nr. 2) an Bodenbelägen, Innenan-
strichen oder Tapeten, die durch Lei-
tungswasser (siehe § 7) be schädigt
worden sind.

§ 2a  Kosten für die Abwendung, Minderung 
und Ermittlung des Schadens

1.  Aufwendungen zur Abwendung und Min-
derung des Schadens

a)  Versichert sind Aufwendungen, auch
erfolglose, die der Versicherungsneh-
mer bei Eintritt des Versicherungsfal-
les den Umstän den nach zur Abwen-
dung und Minderung des Schadens
für geboten halten durfte.

b)  Macht der Versicherungsnehmer Auf-
wendungen, um einen unmittelbar
bevorstehenden Versicherungsfall
abzuwenden oder in seinen Auswir-
kungen zu mindern, geltend, so leis-
tet der Versicherer Aufwendungser-
satz nur, wenn diese Aufwendungen
bei einer nachträglichen objektiven
Betrachtung der Umstände verhält-
nismäßig und erfolgreich waren oder
die Aufwendungen auf Weisung des
Versicherers erfolgten.

c)  Ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Aufwendungs ersatz nach a) entspre-
chend kürzen.

d)  Der Ersatz dieser Aufwendungen und
die sonstige Entschädigung betragen
zusammen höchstens die Versiche-
rungssumme je vereinbarter Posi-
tion; dies gilt jedoch nicht, soweit
Aufwendungen auf Weisung des Ver-
sicherers entstanden sind.

e)  Nicht versichert sind Aufwendungen
für Leistungen der Feuerwehr oder
anderer Institutionen, die im öffent-
lichen Interesse zur Hilfeleistung ver-
pflichtet sind, wenn diese Leistungen 
im öffentlichen Interesse erbracht
werden.

2.  Kosten der Ermittlung und Feststellung
des Schadens

a)  Der Versicherer ersetzt bis zur ver-
einbarten Höhe die Kosten für die
Ermittlung und Feststellung eines
von ihm zu ersetzenden Schadens,
sofern diese den Umständen nach
geboten waren. Zieht der Versicher-
ungs nehmer einen Sachverständigen 
oder Bei stand hinzu, so werden die-
se Kosten nur ersetzt, soweit er zur
Zuziehung vertraglich verpflichtet ist
oder vom Versicherer aufgefordert
wurde.

b)  Ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Kostenersatz nach a) entsprechend
kürzen.

§ 3  Versicherte Gefahren und Schäden,
Versicherungsfall

1.  Entschädigt werden versicherte Sachen
(siehe § 1), die durch

a)  Brand, Blitzschlag, Explosion, Im-
plosion, Anprall oder Absturz eines
Luftfahrzeu ges, seiner Teile oder
seiner Ladung (siehe § 4),

b)  Einbruchdiebstahl, Beraubung oder
den Versuch einer solchen Tat (siehe
§ 5),

c) Vandalismus (siehe § 6),

d) Leitungswasser (siehe § 7),

e)  Sturm / Hagel (siehe § 8) 

 zerstört oder beschädigt werden oder 
infolgedessen abhanden kommen (Ver-
sicherungsfall).

2.  Nicht versichert sind ohne Rücksicht
auf mit wirkende Ursachen Schäden, die
durch Kriegs ereignisse jeder Art, Innere
Unruhen, Erdbeben oder Kernenergie*)
entstehen.

§ 4  Brand, Blitzschlag, Explosion,
Implosion, Luftfahrzeuge

1. Brand, Nutzwärmeschäden
 Brand ist ein Feuer, das ohne einen be-
stimmungsgemäßen Herd entstanden
ist oder ihn verlassen hat und das sich
aus eigener Kraft auszubreiten vermag.



 Nutzwärmeschäden sind Brandschäden, 
die an versicherten Sachen dadurch ent-
stehen, dass sie einem Nutzfeuer oder 
der Wärme zur Bearbeitung oder zu 
sonstigen Zwecken ausgesetzt werden.

2. Blitzschlag
 Blitzschlag ist das unmittelbare Auftref-
fen eines Blitzes auf Sachen. Kurzschluss- 
und Überspannungsschäden an elektri-
schen Einrichtungen sind nur versichert,
wenn ein Blitz unmittelbar auf Gebäude,
in denen sich versicherte Sachen (siehe
§ 1) befinden, oder auf Antennenanlagen
auf dem Grundstück auf dem sich das
versicherte Ferien-/Wochenendhaus (sie-
he § 9 Nr. 2) befindet, aufgetroffen ist.

3–1. Explosion
 Explosion ist eine auf dem Ausdeh-
nungsbestreben von Gasen oder Dämp-
fen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 

 Eine Explosion eines Behälters (Kessel, 
Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn sei-
ne Wandung in einem solchen Umfang 
zerrissen wird, dass ein plötzlicher Aus-
gleich des Druckunterschieds innerhalb 
und außerhalb des Behälters stattfindet. 
Wird im Innern eines Behälters eine Ex-
plosion durch chemische Umsetzung 
hervorgerufen, so ist ein Zerreißen sei-
ner Wandung nicht erforderlich.

3–2. Implosion
 Implosion ist ein plötzlicher, unvorher-
sehbarer Zusammenfall eines Hohlkör-
pers durch äußeren Überdruck infolge 
eines inneren Unterdruckes.

4.  Als Aufprall von Luftfahrzeugen gilt jede
unmittel bare Zerstörung oder Beschädi-
gung von ver sicherten Sachen (siehe § 1)
durch den Aufprall von Luftfahrzeugen.
Luftfahrzeuge sind Flug zeuge, Drehflüg-
ler, Luftschiffe, Segelflugzeuge, Motor-
segler, Frei- und Fessel ballone, Drachen,
Fallschirme, Flugmodelle und sonstige für 
die Benutzung des Luftraumes bestimm-
te Geräte, insbesondere Raumfahrzeuge,
Raketen und ähnliche Flugkörper.

5. Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind

a)  ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-
chen Schäden durch Erdbeben;

b) Sengschäden;

c)  Schäden, die an Verbrennungskraft-
maschinen durch die im Verbrennungs-
raum auftretenden Explosionen,
sowie Schäden, die an Schaltorga-
nen von elektrischen Schaltern durch
den in ihnen auftretenden Gasdruck
entstehen;

 Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 b und 5 c 
gelten nicht, soweit diese Schäden Folge 
eines versicherten Sachschadens gemäß 
Nr. 1 sind.

6.  Der Versicherungsschutz gegen Blitz-
schlag erstreckt sich ohne Rücksicht auf
mitwirkende Ursachen nicht auf Kurz-
schluss- und Über spannungsschäden,
die an elektrischen Ein richtungen ent-
standen sind, wenn ein Blitz nicht unmit-
telbar auf Gebäude, in denen sich versi-
cherte Sachen (siehe § 1) befinden, oder
auf Antennenanlagen auf dem Grund-
stück, auf dem sich das  versicherte Fe-
rien- / Wochenend haus (siehe § 9 Nr. 2) 
befindet, aufgetroffen ist.

§ 5  Einbruchdiebstahl, Raub
1.  Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn je-

mand Sachen wegnimmt, nachdem er in

a)  in einen Raum eines Gebäudes ein-
bricht, einsteigt oder mittels eines
Schlüssel, dessen Anfertigung für
das Schloss nicht von einer dazu be-
rechtigten Person veranlasst oder ge-
billigt worden ist (falscher Schlüssel)
oder mittels anderer Werkzeuge ein-
dringt; der Gebrauch eines falschen
Schlüssels ist nicht schon dann be-
wiesen, wenn feststeht, dass versi-
cherte Sachen abhanden gekommen
sind;

b)  in einem Raum eines Gebäudes ein
Behältnis aufbricht oder falsche
Schlüssel (siehe a) oder andere
Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen;
der Gebrauch eines falschen Schlüs-
sels ist nicht schon dann bewiesen,
wenn feststeht, dass versicherte Sa-
chen abhanden gekommen sind;

c)  aus einem verschlossenen Ferien-/
Wochenendhaus (siehe § 9 Nr. 2)
Sachen entwendet, nachdem er sich
in das Gebäude eingeschlichen oder
verborgen hatte;

d)  in einem Raum eines Gebäudes bei
einem Diebstahl auf frischer Tat an-
getroffen wird und eines der Mittel
gemäß Nr. 2 a) oder 2 b) anwendet,
um sich den Besitz des gestohlenen
Gutes zu erhalten;

e)  mittels richtiger Schlüssel, die er in-
nerhalb oder außerhalb des Versiche-
rungsortes durch Einbruchdiebstahl
oder außerhalb des Versicherungs-
ortes durch Raub gemäß Nr. 2 an sich 
gebracht hatte, in einen Raum eines
Gebäudes eindringt oder dort ein Be-
hältnis öffnet;

f)  in einen Raum eines Gebäudes mit-
tels richtigem Schlüssel eindringt,
den er – innerhalb oder außerhalb
des Versicherungsortes – durch
Dieb stahl an sich gebracht hatte,
vorausgesetzt, dass weder der Ver-
sicherungsnehmer noch der Ge-
wahrsamsinhaber den Diebstahl des
Schlüssels durch fahrlässiges Ver-
halten ermöglicht hatte.

2. Raub liegt vor, wenn

a)  gegen den Versicherungsnehmer Ge-
walt an gewendet wird, um dessen
Widerstand gegen die Wegnahme
versicherter Sachen (siehe § 1) aus-
zuschalten; Gewalt liegt nicht vor,
wenn versicherte Sachen ohne Über-
windung eines bewussten Widerstan-
des ent wendet werden (einfacher
Diebstahl / Trick diebstahl),

b)  der Versicherungsnehmer versicherte
Sachen (siehe § 1) herausgibt oder
sich wegnehmen lässt, weil eine Ge-
walttat mit Gefahr für Leib oder Leben 
angedroht wird, die innerhalb des
Versicherungsortes (siehe § 9 Nr. 2)
verübt werden soll,

c)  dem Versicherungsnehmer versicher-
te Sachen (siehe § 1) weggenom-
men werden, weil sein körperlicher
Zustand infolge eines Unfalls oder
infolge einer nicht verschuldeten
sonstigen Ursache beeinträchtigt
und dadurch seine Widerstandskraft
ausgeschaltet ist.

4.  Dem Versicherungsnehmer stehen Per-
sonen gleich, die mit seiner Zustim-
mung in dem versicherten Ferien- /
Wochenendhaus (siehe § 9 Nr. 2) anwe-
send sind.

5.  Der Versicherungsschutz gegen Raub
(siehe Nr. 2) erstreckt sich ohne Rück-
sicht auf mitwirkende Ursachen nicht
auf Sachen, die erst auf Verlangen des
Täters an den Ort der Wegnahme oder
Herausgabe gebracht werden.

6.  Nicht versicherte Schäden

 Die Versicherung erstreckt sich ohne
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
nicht auf Schäden, die verursacht wer-
den durch weitere Elementargefahren 
(Überschwemmung, Erdbeben, Erdsen-
kung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen,
Vulkanausbruch).

§ 6 Vandalismus
1.  Vandalismus liegt vor, wenn jemand

auf eine der in § 5 Nr. 1 a), 1 e) oder 1 f)
bezeichneten Art in das versicherte Fe-
rien- / Wochenendhaus (siehe § 9 Nr. 2)
körperlich eindringt und versicherte Sa-
chen vorsätzlich zerstört oder beschä-
digt. Das gleiche gilt bei einem Raub
nach § 5 Nr. 2 innerhalb des versicher-
ten Ferien- / Wochen endhauses (siehe
§ 9 Nr. 2).

2.  Der Versicherungsschutz gegen Vanda-
lismus erstreckt sich ohne Rücksicht auf
mitwirkende Ur sachen nicht auf Schä-
den nach einem versuchten Einbruch
oder einem versuchten Raub.

§ 7 Leitungswasser
1. Bruchschäden

 Soweit Rohre bzw. Installationen ge-
mäß a) und b) zum versicherten Hausrat
 gehören (siehe § 1), leistet der Versi-
cherer Entschädigung für innerhalb von
 Gebäuden eintretende

a)  frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an Rohren

aa)  der Wasserversorgung (Zu- oder
Ableitungen) oder den damit 
verbundenen Schläuchen,

   bb)  der Warmwasser- oder Dampf-
heizung sowie Klima-, Wärme-
pumpen-, Photovoltaik- oder 
Solarheizungs anlagen,

cc)  von Wasserlösch- oder Beries-
lungsanlagen,

 sofern diese Rohre nicht Bestandteil 
von Heizkesseln, Boilern oder ver-
gleichbaren Anlagen sind.

b)  frostbedingte Bruchschäden an nach-
folgend genannten Installationen:

 aa)  Badeeinrichtungen, Waschbe-
cken, Spülklosetts, Armaturen 
(z.B. Wasser- und Absperrhäh-
ne, Ventile, Geruchsverschlüsse, 
Wassermesser) sowie deren An-
schlussschläuche,

 bb)  Heizkörper, Heizkessel, Boiler 
oder vergleichbare Teile von 
Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepum-
pen- oder Solarheizungsanlagen.

 Als innerhalb des Gebäudes gilt der 
gesamte Baukörper, einschließlich 
der Bodenplatte.

   Rohre von Solarheizungsanlagen auf 
dem Dach gelten als Rohre innerhalb 
des Gebäudes.

* Der Ersatz für Schäden durch Kernenergie richtet sich in der
Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betrei-
ber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet und 
schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab.



   Soweit nicht etwas anderes verein-
bart ist, sind Rohre und Installationen 
unterhalb der Bodenplatte (tragend 
oder nicht tragend) nicht versichert.

2. Nässeschäden

 Der Versicherer leistet Entschädigung für 
versicherte Sachen, die durch bestim-
mungswidrig austretendes Leitungs-
wasser zerstört oder beschädigt werden
oder abhanden kommen.

 Das Leitungswasser muss unmittelbar aus 
Rohren der Wasserversorgung (Zu- und
Ableitungen) oder damit verbundenen
Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem
verbundenen sonstigen Einrichtungen
oder deren wasserführenden Teilen, aus
Einrichtungen der Warmwasser- oder
Dampfheizung, aus Klima- Wärmepumpen 
oder Solarheizungsanlagen, aus Wasser-
lösch- und Berieselungsanlagen, Wasser-
betten und Aquarien ausgetreten sein.

 Wasser das aus Kanistern, Zisternen und 
vergleichbaren Wasservorratsbehältnis-
sen ausgetreten ist, ist Leitungswasser
gleichgestellt.

 Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus
Klima-, Wärmepumpen-, Photovoltaik-
oder Solarheizungsanlagen sowie Was-
serdampf stehen Leitungswasser gleich.

3. Nicht versicherte Schäden

a)  Nicht versichert sind ohne Rücksicht
auf mitwirkende Ursachen Schäden
durch

 aa)  Plansch- oder Reinigungswasser,

bb) Schwamm,

cc)  Grundwasser, stehendes oder
fließendes Gewässer, Über-
schwemmung oder Witterungs-
niederschläge oder einen durch
diese Ursachen hervorgerufenen 
Rückstau,

dd)  Erdbeben, Schneedruck, Lawi-
nen, Vulkanausbruch,

 ee)  Erdsenkung oder Erdrutsch, es 
sei denn, dass Leitungswasser 
nach Nr. 2 die Erdsenkung oder 
den Erdrutsch verursacht hat, 

 ff)   Öffnen der Sprinkler oder Be-
dienen der Berieselungsdüsen 
wegen eines Brandes, durch 
Druckproben oder durch Um-
bauten oder Reparaturarbeiten 
an dem versicherten Gebäude 
oder an der Sprinkler- oder Be-
rieselungsanlage,

gg)   Leitungswasser aus Eimern, Gie-
skannen oder sonstigen mobi-
len Behältnissen.

b)  Der Versicherer leistet keine Ent-
schädigung für Schäden

aa)  an Gebäuden oder an Gebäude-
teilen, die nicht bezugsfertig 
sind und an den in diesen Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen be-
findlichen Sachen,

bb)  am Inhalt eines Aquariums, die 
als Folge dadurch entstehen, 
dass Wasser aus dem Aquarium 
ausgetreten ist.

§ 8 Sturm, Hagel
1. Versicherte Gefahren und Schäden

 Der Versicherer leistet Entschädigung
für versicherte Sachen, die durch Sturm,
Hagel zerstört oder beschädigt werden
oder abhanden kommen.

2. Sturm, Hagel

a)  Sturm ist eine wetterbedingte Luftbe-
wegung von mindestens Wind stärke
8 nach Beaufort (Windgeschwindig-
keit mindestens 62 km/Stunde).

 Ist die Windstärke für den Schaden-
ort nicht feststellbar, so wird Wind-
stärke 8 unterstellt, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass

aa)  die Luftbewegung in der Umge-
bung des Versicherungsgrund-
stücks Schäden an Gebäuden in 
einwandfreiem Zustand oder an 
ebenso widerstandsfähigen an-
deren Sachen angerichtet hat, 
oder dass

 bb)  der Schaden wegen des ein-
wandfreien Zustandes des ver-
sicherten Gebäudes oder des 
Gebäudes, in dem sich die ver-
sicherten Sachen befunden ha-
ben, oder mit diesem Gebäude 
baulich verbundenen Gebäu-
den, nur durch Sturm entstan-
den sein kann.

b)  Hagel ist ein fester Witterungsnieder-
schlag in Form von Eiskörnern.

c)  Der Versicherer leistet Entschädigung 
für versicherte Sachen, die zerstört
oder beschädigt werden oder abhan-
den kommen

aa)  durch die unmittelbare Einwir-
kung des Sturmes oder Hagels 
auf versicherte Sachen oder auf 
Gebäude, in denen sich versi-
cherte Sachen befinden;

 bb)  dadurch, dass ein Sturm oder 
Hagel Gebäudeteile, Bäume 
oder andere Gegenstände auf 
versicherte Sachen oder auf Ge-
bäude, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, wirft;

cc)  als Folge eines Schadens nach
a) oder b) an versicherten Sa-
chen;

dd)  durch die unmittelbare Einwir-
kung des Sturmes oder Hagels
auf Gebäude, die mit dem ver-
sicherten Gebäude oder Gebäu-
den, in denen sich versicherten
Sachen befinden, baulich ver-
bunden sind;

 ee)  dadurch, dass ein Sturm oder 
Hagel Gebäudeteile, Bäume 
oder andere Gegenstände auf 
Gebäude wirft, die mit dem ver-
sicherten Gebäude oder Gebäu-
den, in denen sich versicherten 
Sachen befinden, baulich ver-
bunden sind.

3. Nicht versicherte Schäden

a)  Nicht versichert sind ohne Rücksicht
auf mitwirkende Ursachen Schäden
durch 

aa) Sturmflut;

bb)  Eindringen von Regen, Hagel,
Schnee oder Schmutz durch 
nicht ordnungsgemäß geschlos-
sene Fenster, Außentüren oder 
andere Öffnungen, es sei denn, 
dass diese Öffnungen durch 
Sturm oder Hagel entstanden 
sind und einen Gebäudescha-
den darstellen;

cc)  weitere Elementargefahren (Über-
schwemmung, Erdbeben, Erd-
senkung, Erdrutsch, Schneedruck, 
Lawinen, Vulkanausbruch);

dd)  Brand, Blitzschlag, Explosion,
Anprall oder Absturz eines Luft-
fahrzeuges, seiner Teile oder
seiner Ladung;

ee) Trockenheit oder Austrocknung.

b)  Der Versicherer leistet keine Entschä-
digung für Schäden an

aa)  Gebäuden oder an Gebäudetei-
len, die nicht bezugsfertig sind 
und an den in diesen Gebäuden 
oder Gebäudeteilen befindli-
chen Sachen;

bb)  Sachen, die sich außerhalb von 
Gebäuden befinden. Nach Nr. 1 
versichert sind jedoch auf dem 
gesamten Grundstück, auf dem 
sich die versicherte Wohnung 
befindet, Antennenanlagen und 
Markisen, wenn sie ausschließ-
lich vom Versicherungsnehmer 
genutzt werden.

§ 9 Versicherungsort
1.  Versicherungsschutz besteht für versi-

cherte Sachen (siehe § 1) innerhalb des
Versicherungs ortes. Diese Beschrän-
kung gilt nicht für ver sicherte Sachen
(siehe § 1), die infolge eines eingetre-
tenen oder unmittelbar bevorstehenden
Versicherungsfalles aus dem Versiche-
rungsort entfernt und in zeitlichem und
örtlichem Zusammenhang mit diesem
Vorgang zerstört oder beschädigt wer-
den oder abhanden kommen.

2.  Versicherungsort ist das im Versiche-
rungsvertrag bezeichnete  Ferien-/
Wochenendhaus des Ver siche rungs-
nehmers; zum Ferien- / Wochenendhaus
gehören auch Loggien, Balkone, an das
Ge bäude unmittelbar anschließende Ter-
rassen sowie ausschließlich vom Versiche-
rungsnehmer oder einer mit ihm in häus-
licher Gemeinschaft lebenden Person zu
privaten Zwecken genutzte Räume in Ne-
bengebäuden – einschließlich Garagen –
des Grundstücks, auf dem sich das versi-
cherte Ferien- / Wochenendhaus befindet. 

3.  Vom Versicherungsschutz ausgeschlos-
sen sind Räume, die ausschließlich be-
ruflich oder gewerb lich genutzt werden.

4.  Für Sturm- und Hagelschäden (siehe § 8) 
besteht Versicherungsschutz nur inner-
halb von Gebäuden. Nr. 5 bleibt unbe-
rührt.

5.  Für Antennenanlagen sowie für Mar-
kisen (siehe § 1 Nr. 4 a) gilt als Versi-
cherungsort das ge samte Grundstück,
auf dem sich das versicherte Ferien- /
Wochenendhaus befindet.

§ 10  Wohnungswechsel
  Wechselt der Versicherungsnehmer 

das Ferien- / Wochenendhaus, geht 
der Versicherungsschutz nicht auf das 
neue Ferien- / Wochenendhaus über. 
Während des Wohnungswechsels 
besteht in beiden Ferien- / Wochen-
endhäusern Versicherungsschutz. Der 
Versicherungsschutz erlischt mit der 
Voll endung des Umzugs, spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn.

§ 11   Versicherungssumme, 
Versicherungswert

1.  Die vereinbarte Versicherungssumme
soll dem Versicherungswert entspre-
chen.

2.  Versicherungswert ist der Neuwert. Ist
der Zeit wert der versicherten Sachen
im Schadenfall niedriger als 40 % des
Neuwertes, gilt als Ver sicherungswert
nur der Zeitwert.



3.  Der Zeitwert errechnet sich aus dem
Neuwert (Wiederbeschaffungspreis
von Sachen gleicher Art und Güte) in
neuwertigem Zustand abzüglich der
Wertminderung durch Alter und Abnut-
zung. Sind Sachen für Ihren Zweck in
dem versicherten Haushalt nicht mehr
zu verwenden, so ist der Versiche-
rungswert der für den Versicherungs-
nehmer erzielbare Verkaufspreis (ge-
meiner Wert).

§ 12  Vertraglich vereinbarte, besondere
Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers, Sicherheitsvorschriften

1. Sicherheitsvorschriften

 Als vertraglich vereinbarte, besondere
Obliegenheit hat der Versicherungs-
nehmer 

a)  in der kalten Jahreszeit das Ferien- /  
Wochen endhaus zu beheizen und
dies genügend häufig zu kontrol-
lieren oder alle wasserführenden
Anlagen und Einrich tungen abzu-
sperren, zu entleeren und entleert
zu halten,

b)  für die Zeit, in der sich niemand in
dem Ferien- / Wochenendhaus auf-
hält, alle Schließ vorrichtungen und
vereinbarten Sicherungen zu betäti-
gen und die vereinbarten Einbruch-
meldeanlagen einzuschalten,

c)  alle Schließvorrichtungen, verein-
barten Sicherungen und vereinbar-
ten Einbruch meldeanlagen in
ge brauchsfähigem Zustand zu er-
halten; Störungen, Mängel und
Schäden sind unverzüglich zu be-
seitigen.

 Nr. b) findet keine Anwendung, soweit 
die Ein haltung dieser Obliegenheit 
dem Versicherungs nehmer oder sei-
nem Repräsentanten bei ob jektiver 
Würdigung aller Umstände billigerwei-
se nicht zugemutet werden kann.

2. Folgen der Obliegenheitsverletzung

 Verletzt der Versicherungsnehmer die
in Nr. 1. genannte Obliegenheit, ist der
Versicherer unter den in § 13 beschrie-
benen Voraussetzungen zur Kündigung 
berechtigt oder auch ganz oder teil-
weise leistungsfrei.

§ 13  Obliegenheiten vor, bei und nach
Eintritt des Versicherungsfalles

1.  Obliegenheiten vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles

a)  Vertraglich vereinbarte Obliegen-
heiten, die der Versicherungsneh-
mer vor Eintritt des Versicherungs-
falles zu erfüllen hat, sind:

 aa)  die Einhaltung aller gesetzli-
chen, be hördlichen sowie ver-
traglich vereinbarten Sicher-
heits vorschriften gemäß § 12,

ab)  die Einhaltung aller sonstigen 
vertraglich vereinbarten Oblie-
genheiten gemäß § 12,

b)  Verletzt der Versicherungsnehmer
vorsätzlich oder grob fahrlässig
eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber
dem Versicherer zu erfüllen hat,
so kann der Versicherer innerhalb
eines Monats, nachdem er von der
Verletzung Kenntnis erlangt hat,
den Vertrag fristlos kündigen.

   Das Kündigungsrecht des Versiche-
rers ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungs nehmer beweist, dass 
er die Obliegenheit weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig verletzt hat.

2.  Obliegenheiten bei und nach Eintritt
des Versicherungsfalls

a)  Der Versicherungsnehmer hat bei
und nach Eintritt des Versicherungs-
falles 

aa)  nach Möglichkeit für die Ab-
wendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen;

  ab)  dem Versicherer den Schaden-
eintritt, nachdem er von ihm 
Kenntnis erlangt hat, unverzüg-
lich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – anzuzeigen;

  ac)  Weisungen des Versicherers zur 
Schadenabwendung / -minde-
rung – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – einzuholen, wenn 
die Umstände dies gestatten;

  ad)  Weisungen des Versicherers 
zur Schaden abwendung / -min-
derung, soweit für ihn zumut-
bar, zu befolgen. Erteilen 
mehrere an dem Versicherungs-
vertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungs nehmer 
nach pflichtgemäßem Ermes-
sen zu handeln;

ae)  Schäden durch strafbare Hand-
lungen gegen das  Eigentum 
unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen;

af)  dem Versicherer und der Poli-
zei unverzüglich ein Verzeich-
nis der abhanden gekomme-
nen Sachen einzureichen;

ag)  das Schadenbild so lange un-
verändert zu lassen, bis die 
Schadenstelle oder die be-
schädigten Sachen durch den 
Versicherer freigegeben wor-
den sind. Sind Veränderun-
gen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar 
zu dokumentieren (z. B. durch 
Fotos) und die beschädigten 
Sachen bis zu einer Besich-
tigung durch den Versicherer 
aufzubewahren;

ah)  soweit möglich dem Versiche-
rer unverzüglich jede Auskunft 
– auf Verlangen in Schriftform – 
zu erteilen, die zur Feststellung 
des  Versicherungsfalles oder
des Umfanges der Leistungs-
pflicht des  Versicherers erfor-
derlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe
des Schadens und über den
Umfang der Entschädigungs-
pflicht zu gestatten.

  ai)  vom Versicherer angeforderte 
Belege beizubringen, deren 
Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann.

b)  Steht das Recht auf die vertragliche
Leistung des Versicherers einem
Dritten zu, so hat dieser die Ob-
liegenheiten gemäß Nummer 2 a)
ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm
dies nach den tatsächlichen und
rechtlichen Um ständen möglich ist.

3.  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsver-
letzung

a)  Verletzt der  Versicherungsnehmer 
eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder
2 vorsätzlich, so ist der Versicherer
von der Verpflichtung zur  Leistung
frei. Bei grob fahrlässiger Ver-
letzung der Obliegenheit ist der
Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in dem Verhältnis zu kürzen,
das der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers ent-
spricht. Das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit hat der Ver-
sicherungsnehmer zu beweisen.

b)  Außer im Falle einer arglistigen
Obliegen heits verletzung ist der 
Versicherer jedoch zur Leistung ver-
pflichtet, soweit der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung
des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang
der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

c)  Verletzt der Versicherungsnehmer
eine nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehende Auskunfts- 
oder Aufklärungsobliegenheit, ist
der Versicherer nur dann vollständig 
oder teilweise leistungsfrei, wenn
er den Versiche rungsnehmer durch
gesonderte Mitteilung in Textform
auf diese Rechtsfolge hingewiesen
hat.

§ 14  Entschädigungsberechnung
und Ent schädigungsgrenzen,  
Unter versicherung

1.  Ersetzt werden im Versicherungsfall
bei

a)  zerstörten oder abhanden gekom-
menen Sachen der Versicherungs-
wert (siehe § 11) bei Eintritt des
Versicherungsfalles (siehe § 3),

b)  beschädigten Sachen die notwen-
digen Re paraturkosten bei Eintritt
des Versicherungs falles zuzüglich
einer durch die Reparatur nicht
auszugleichenden Wertminderung,
höchstens jedoch der Versiche-
rungswert (siehe § 11) bei Eintritt
des Versicherungsfalles (siehe
§ 3). Wird durch den Schaden die
Gebrauchsfähigkeit einer Sache
nicht beeinträchtigt und ist dem
Versicherungsnehmer die Nutzung
ohne Reparatur zumutbar (so gen.
Schönheitsschaden), so ist die Be-
ein trächtigung durch Zahlung des 
Betrages auszugleichen, der dem
Minderwert entspricht.

2.  Restwerte werden in den Fällen von
Nr. 1 angerechnet.

3.  Die Mehrwertsteuer wird nicht er-
setzt, wenn der Versicherungsnehmer
vorsteuerabzugsberechtigt ist; das
gleiche gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer Mehrwertsteuer tatsächlich
nicht gezahlt hat.

4.  Die Entschädigung für versicherte Sa-
chen ist je Versicherungsfall (siehe § 3) 
auf die vereinbarte Versicherungssum-
me (siehe § 11) begrenzt.

5.  Der Versicherer nimmt keinen Abzug
wegen Unterversicherung vor.

6.  Nr. 5 gilt nur, solange nicht ein
 weiterer Hausrat versicherungsvertrag 
des selben Versicherungsnehmers für 
denselben Versicherungsort ohne Ver-
einbarung gemäß Nr. 5 besteht.



7.  Versicherungsnehmer und Versicherer
können unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten zum Ende des laufenden
Versicherungsjahres durch schriftliche
Erklärung verlangen, dass diese Be-
stimmungen mit Beginn des nächsten
Versicherungsjahres entfallen. Macht
der Versicherer von diesem Recht
 Gebrauch, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag inner halb eines
Monats nach Zugang der Erklärung des 
Versicherers zum Ende des laufenden
Versicherungsjahres kündigen.

§ 15  Wieder herbeigeschaffte
versicherte Sachen

1.  Wird der Verbleib abhanden gekom-
mener Sachen ermittelt, hat der Versi-
cherungsnehmer dies nach Kenntniser-
langung dem Versicherer unverzüglich
schriftlich anzuzeigen.

2.  Hat der Versicherungsnehmer den
Besitz einer abhanden gekommenen
Sache zurückerlangt, bevor die volle
Entschädigung für diese Sache gezahlt
worden ist, behält er den Anspruch auf 
die Entschädigung, falls er die Sache
innerhalb von zwei Wochen dem Versi-
cherer zur Verfügung stellt. Andernfalls 
ist eine für diese Sache gewährte Ab-
schlagszahlung oder auf den gemei-
nen Wert beschränkte Entschädigung
zurückzuzahlen.

3.  Hat der Versicherungsnehmer den
Besitz einer abhanden gekommenen
Sache zurückerlangt, nachdem für
diese Sache eine Entschädigung in
voller Höhe ihres Versicherungswertes
gezahlt worden ist, hat der Versiche-
rungsnehmer die Entschädigung zu-
rückzuzahlen oder die Sache dem
Versicherer zur Verfügung zu stellen.
Der Versicherungsnehmer hat dieses
Wahlrecht innerhalb von 2 Wochen
nach Empfang einer schriftlichen Auf-
forderung des Versicherers auszuüben; 
nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist
geht das Wahlrecht auf den Versicherer 
über.

4.  Hat der Versicherungsnehmer den
 Besitz einer abhanden gekommenen
Sache zurückerlangt, nachdem für die-
se Sache eine Entschädigung gezahlt
worden ist, die bedingungsgemäß
weniger als den Versicherungswert
betragen hat, kann der Versicherungs-
nehmer die Sache behalten und muss
sodann die Entschädigung zurückzah-
len. Erklärt er sich hierzu innerhalb
von zwei Wochen nach Empfang einer
schriftlichen Aufforderung des Versi-
cherers nicht bereit, hat der Versiche-
rungsnehmer die Sache im Einverneh-
men mit dem Versicherer öffentlich
meistbietend verkaufen zu lassen. Von
dem Erlös abzüglich der Verkaufsko-
sten erhält der Versicherer den Anteil,
welcher der von ihm ge leisteten Ent-
schädigung entspricht.

5.  Dem Besitz einer zurückerlangten Sa-
che steht es gleich, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Möglichkeit hat, sich
den Besitz wieder zu verschaffen.

6.  Hat der Versicherungsnehmer dem
Versicherer zurückerlangte Sachen zur
Verfügung zu stellen, hat er dem Ver-
sicherer den Besitz, das Eigen tum und
alle sonstigen Rechte zu übertragen,
die ihm mit Bezug auf diese Sachen
zustehen.

7.  Sind wieder herbeigeschaffte Sachen
beschädigt worden, kann der Versiche-
rungsnehmer Entschädigung gemäß
§ 14 Nr. 1b auch dann verlangen oder
behalten, wenn die Sachen gemäß
Nr. 2 bis Nr. 4 bei ihm verbleiben.

8.  Gelangt der Versicherer in den Besitz
einer abhanden gekommenen Sache,
gelten Nr. 1 bis 7 entsprechend.

§ 16  Keine Leistungspflicht
aus besonderen Gründen

1.  Vorsätzliche oder grob fahrlässige Her-
beiführung des Versicherungsfalles

a)  Führt der Versicherungsnehmer den 
Ver sicherungsfall vorsätzlich her-
bei, so ist der Versicherer von der
Entschädigungspflicht frei.

 Ist die Herbeiführung des Schadens 
durch rechtskräftiges Strafurteil we-
gen Vorsatzes in der Person des Ver-
sicherungsnehmers festgestellt, so
gilt die vorsätzliche Herbei führung
des Schadens als bewiesen.

b)  Führt der Versicherungsnehmer den 
Schaden grob fahrlässig herbei, so
ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen.

2.  Arglistige Täuschung nach Eintritt des
Versicherungsfalles

 Der Versicherer ist von der Ent-
schädigungs pflicht frei, wenn der
Versicherungsnehmer den Versicherer
arglistig über Tatsachen, die für den
Grund oder die Höhe der Entschädi-
gung von Bedeutung sind, täuscht
oder zu täuschen versucht.

 Ist die Täuschung oder der Täu-
schungsversuch durch rechtskräftiges
Strafurteil gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Betruges oder Betrugs-
versuches festgestellt, so gelten die
Voraussetzungen des Satzes 1 als be-
wiesen.

§ 17 Bedingungsanpassungsklausel
1.  Der Versicherer ist berechtigt, die je-

weils betroffenen Bedingungen des
Versicherungsvertrages zu ändern, zu
ergänzen oder zu ersetzen (Anpas-
sung), wenn

a)  sich Änderungen bestehender oder
Inkraft treten neuer Rechtsvorschrif-
ten unmittelbar auf sie auswirken,

b)  sich die höchstrichterliche Recht-
sprechung zu ihnen ändert,

c)  ein Gericht ihre Unwirksamkeit
rechtskräftig feststellt oder

d)  sie durch das Versicherungsauf-
sichts- oder Kartellamt durch be-
standskräftigen Ver waltungsakt für
mit geltendem Recht nicht verein-
bar erklärt werden oder gegen Leit-
linien oder Rundschreiben dieser
Behörden verstoßen.

2.  Die Anpassung kommt nur in Betracht
für Be ding ungen über Gegenstand und
Umfang der Versicherung, Ausschlüs-
se, Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers nach Vertragsschluss, Bei-
tragsanpassung, Vertragsdauer und
Kündi gung.

3.  Die Anpassung ist nur zulässig, wenn
durch die genannten Änderungsanläs-
se das bei Vertrags schluss zugrunde
gelegte Verhältnis zwischen Leistung
und Gegenleistung in nicht unbedeu-
tendem Maße gestört ist. In den Fällen
der Unwirksamkeit und der Beanstan-
dung einzelner Bedingungen ist die
Anpassung darüber hinaus nur dann
zulässig, wenn die gesetzlichen Vor-
schriften keine Regelungen enthalten,
die an die Stelle der unwirksamen oder 
beanstandeten Bedingungen treten.

4.  Durch die Anpassung darf das bei
Vertrags schluss zugrunde gelegte Ver-
hältnis zwischen Leistung und Gegen-
leistung bei Gesamt betrachtung der
Anpassung nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers geändert werden
(Verschlechterungsverbot). Die An-
passung muss nach den Grundsätzen
einer ergänzenden Vertragsauslegung
unter Wahrung der beiderseitigen Inte-
ressen erfolgen.

5.  Die Anpassungsbefugnis besteht unter 
den oben genannten Voraussetzungen
für im wesentlichen inhaltsgleiche Be-
dingungen des Versicherers, wenn sich 
die gerichtlichen und behördlichen
Entscheidungen gegen Bedingungen
anderer Versicherer richten.

6.  Die Zulässigkeit und Angemessenheit
der Anpassung muss von einem un-
abhängigen Treuhänder überprüft und
bestätigt werden.

 Die Bestimmungen des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes für die Bestellung
eines Treuhänders gelten entspre-
chend.

7.  Die angepassten Bedingungen werden
dem Ver sicherungsnehmer schriftlich
bekannt gegeben und erläutert. Der
Versicherungsnehmer kann den Ver-
trag bis und zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Änderung kündigen.
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